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Meine Herren! Wir sind nun am Schlüsseunserer Sitzung angelangt.
Ich darf nochmals darauf hinweisen, daß nach Ihrer gestrigenEntscheidungdie nächste

Plenarsitzung erst übermorgen — Mittwoch — und zwar um 11 Uhr, stattfinden soll und daß
Sie mich ermächtigt haben, für diese Sitzung je nach dem Fortgauge der Beratungen in den
Kommissionen die Tagesordnung aufzustellen.--------- Auch das findet' Ihre Zustimmung.

Zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterWallraf das Wort.
Abgeordneter Wallraf: Meine Herreu! Der Herr Vorsitzendehat vorgeschlagen,die

Ersatzwahlenzum Provinzmlausfchußbereits am Donnerstag zu tätigen. Ich möchte anheim geben,
daß wir diesen Termin auf den Freitag verlegen, weil mehrere Herren aus dem Cölncr Bezirk
vermutlicham Donnerstag verhindert sind, uud es sich bei den Wahlen auch um eine Ersatzwahl
aus dem Cölner Bezirk handelt. Soweit ich mich entsinne, ist auch in früheren Sessionen die
Wahl erst am vorletztenTage unserer Sitzungen vorgenommenworden.

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Dagegen liegen nicht die geringsten Bedenken vor.
Ich habe ja auch schon meinerseits darauf hingewiesen,daß, wenn gewünscht würde, nicht am
Donnerstag zu wählen, das selbstverständlichganz gut ginge. Ich schließe mich also den Aus¬
führungen des Herrn Vorredners an nnd werde, wenn das Haus so beschließt, diese Vorlage am
Freitag auf die Tagesordnung setzen.

Nun wird das Wort aber nicht weiter gewünscht. Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 12»/. Uhr.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,am Mittwoch, den 8. März 1911.

Beginn 11 Uhr 15 Minuten.

1- Eingänge.
2- Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Begutachtung des Antrages der Landgemeinde Hamborn im Kreise Dinslaten auf Verleihung
d« Stadteordnuug. „ ^

5 Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
Stellungnahme des Provinziallandtags zu der Vereinigungvon Vohwinkel mit Elberfeld und zur
Petition von 1555 Bürgern Vohwinlels gegen die Eiugemeindung.

4- Autrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aeußerung zu dein Entwurf eines Gefetzes über die Verpflichtungder Gemeindenin den Land¬
kreisen der Rheinprovinz zur Bullenhaltung.

5- Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Gesuche um Abstaudnahmevon der Verfolgung von Negreßansprüchen der Rheinischen landwirt¬
schaftlichen Verufsgenofsenschaft.

b- Antrag der II. Fachkommission Zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzesvom 2. Juli 1900 sowie Voranschläge für die Fürsorger»
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ziehungsanstaltenFichtenhain, Rheindahlen und Solingen für das Rechnungsjahr vom 1. April
1911 bis 31. März 1912.

7. Antrag der II. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Fortgang in der Errichtung weiterer RheinischerProviuzial-Erzichungsanstalten für Für¬
sorgezöglinge männlichen Geschlechts, katholischen und evangelischenBekenntnisses sowie den Erwerb
weitereu Grundbesitzesfür die Anstalten.

8. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die im
Jahre 1910 erfolgten Bewilligungen von Beihilfe« zum Gemeinde- und Kreiswcgcbau aus
Fonds H. und L, dem Fonds von 100 000 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten,

9. Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstalten
zu Aacheu, Brühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Huttrop, Kempen, Nenwied und Trier, sowie über
die Verwendung der Wilhelm-AugusteStiftung, des Unterstützungsfondsder früheren Vereins-
Taubstummenanstllltzu Cöln uud des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

10. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Verlegungder Provinzial-Taubstummeuanstalt zu Efsen-Huttrop uud Errichtung einer neue»
Taubstummenanstaltin Guskirchen.

11. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungenund anderen per¬
sönlichen Ausgaben für die

^. bei der Landes-VersichcrungsaustaltNheinprovinz,
L. bei den Schiedsgerichtenfür die Albeiterversicherung

beschäftigtenProvinzialbeamteufür das Kalenderjahrvom 1. Januar 1911 bis 31. Dezember 1911-
12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen¬

schaftsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichenVcrufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1911 bis 31. Dezember 1911.

13. Antrag der IV. Fachkommission zu deni Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaft¬
lichen Angelegenheitennebst

Anlage ^,, Voranschlag für die Provinzial-Wein- uud Obstbauschulezu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach,
Anlage 0, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- uud Obstbauschulezu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
14. Antrag der IV. Fachtommission,betreffend:

I. Erhöhung der Mittel zur weiteren Unterstützung der Herstellungvon Wasserleitungen M>o
II. Bitte an die Königliche Staatsregierung um Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Erleich¬

terung der Durchführung von Zusammenlegungen.
15. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Verlängerung des zwischen dem Provinzialverbande der Rheinprovinz und der Laudwirt-
schaftskammerder Rheinprovinz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaft¬
lichen WinterschulenabgeschlossenenVertrags.

16. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Provinzial-
Feuerversicherungsanstllltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1911 b:s
31. Dezember 1911.

17. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Erlaß einer neuen Satzung für die der Rheinprovinz.
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18. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Nebernahmeweiterer Versicherungszweige.

19. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
I. die Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschulein Kempeuim Kreise Kempen, und

II. die Angliederuug einer landwirtschaftlichenWinterschulean die Provinzial-Wein- und
Obstbaufchuleiu Kreuznach.

20. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung von Beihilfen zur Regulierung der unteren Wuppcr, der Kalstack und des
Saynbaches.

21. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Stellungnahme des Provinziallandtages zur Gründung einer Iwangsgenossenschaftznm Zwecke
der Regelung der Vorflut und der Abwasserreinigungim linksrheinischenIndustriegebiet am
Niederrhein.

22. Antrag der IV. Fachkommissionzn dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentschädigungeninfolge:

a) von Rotz und Lungensenche (Rcichsgesetz vom 23. Iuui 1880, betreffenddie Abwehr-
und Unterdrückungvon Viehseuche», uud Ausführungsgesetzvom 12. März 1891),

K) von Milz- und Nauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung
für au Milz- und Nauschbrand gefalleneTiere)

für das Rechnungsjahr von: 1. April 1911 bis 31. März 1912.
23. Antrag der IV. Fachkommissionzur Petition des Theodor Franken in Goch, betreffend Ge¬

währung von Entschädigungenfür an Rauschbrand eingegangene Pferde.
Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitznng. Das Protokoll der letzten Sitzung liegt

auf dem Tische des Hauses offen. Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abge¬
ordnetenDr. Lembke und von Schütz,

Es hat der Herr AbgeordneteDr. Krupp vou Bohleu und Halbach gebeten, seine Abwesen¬
heit von den Sitzungen während der nächsten Tage zn entschuldigen,da er geschäftlich anderweitig
M Anspruchgenommensei.

Der pensionierte LandesbaufekretärStrauch hat am 7. März in seiner Pensionierungs¬
angelegenheiteine Mitteilung an den Vorsitzenden des Provinziallandtages gerichtet.

Ich habe diese Eingabe an die I. Fachkommission gelangenlassen, wo alle anderen Vor¬
verhandlungensich befinden.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein. Der erste Gegenstandlautet:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzial-
ansschusses, betreffend die Begutachtung des Antrages der Landgemeinde
Hamborn im Kreise Dinslaken auf Verleihung der Städteordnung,

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevi-, Lembke, der das Wort hat.
Abgeordneter Dr. Lembke: Meine Herren! Nach § 21 der Kreisordnung und § 1

"bsatz 2 der Städteordnung für die Rheinprovinz kaun einer Landgemeindedurch Königliche Ver¬
tonung nach Anhörung des Provinziallandtages auf ihren Antrag die Städteordnung verliehen
werden. Auf diese Bestimmnng gestützt, hat die LandgemeindeHamborn im Kreise Dinslaken den
Antrag an die Stacitsrcgierung gerichtet,ihr die Städteordnuug zu verleihen.

Die Regierung und der Herr Ober-Präsident haben den Antrag eingehendgeprüft und das
Ergebnis ihrer Prüfung dem Herrn Minister vorgetragen, dieser hat den Herrn Ober-Präsidenten

5*
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beauftragt, die Begutachtung des Antrages durch den Provinziallandtag herbeizuführen. Der Herr
Ober-Präsident hat das Material zur Begutachtung dem Provinzialnusschusseunterbreitet, der es
geprüft und dem Provinziallandtage vorgeschlagen hat, das Gutachten dahin abzugeben, daß dem
Antrage der GemeindeHamborn auf Verleihung der Städteordnung entsprochen werden kann.

Die I. Fachkommission,au die der Provinziallandtag die Angelegenheitverwiesen hat, ist
bei ihrer Beratung und Entschließungüber diesen Antrag von folgendenErwägungen ausgegangen.

Die Landgemeinde Hamborn umfaßt mit ihrem 2200 1iÄ großen Areal, das wohl arrondiert
ist, den äußersten südwestlichen Teil des Kreises Dinslaken. Nördlich und östlich schließen sich die
übrigen Teile dieses Kreises an, während nach Süden und Südwesten der Stadtkreis Duisburg
angrenzt. Auf einer kurzen Strecke im Nordwesten bildet der Nheinstromdie Grenze. Die Gemeinde
besteht in dieser Abgrenzung unverändert seit dem 1. April 1900. Sie hat in der seitdem ver¬
flossenen Zeit eine sehr außergewöhnlicheEntwickelungdurchgemacht,welche durch das Anwachsen
der indnstriellenUnternehmungenhervorgerufenworden ist, nnd die sich am prägnantesten in dein
Wachsen der Einwohnerzahl ausdrückt. Diese betrug im Jahre 1900 30 000. Sie stieg bis 1905,
also in nur 5 Jahren, auf 67 000 uud wiederumin 5 Jahren, also bis 1910, auf 98 000. Gegen-»
wärtig ist bereits die Zahl von 102 000 Einwohnern überschritten,ohne daß in dieser ganzen Zeit
irgend welche Veränderungender Gemcindegrenzen, etwa durch Eingemeiudungen,stattgefundenhätten,
also eine Vermehrung der Einwohner auf demselbenGemeindcareal in 10 Jahren um mehr als
70 000 Seelen. Bemerkenswertist, was dabei nicht unerwähnt bleiben mag, der große Wechsel der
Bewohnerschaftuud die erhebliche Zahl der fremdcu außerdcutschen Elemente. Diese sehr erhebliche
Bevölkeruugszahl gibt dein Antrage der Gemeinde Hamborn auf Verleihung der Stadtrechte eine
besondere Bedeutung, weil mit der Stadtwerdung zugleich das Ausscheidenaus dem bisherigen
Kreisverbandeverbunden sein wird.

Demgemäß hat die Kommissionin den Kreis ihrer Erwägungen zunächst die Frage hinein¬
gezogen, ob und welche Nachteiledie Stadtwerdung und das damit verbundene Ausscheiden Hamborn's
aus dem Landkreise für den verbleibendenKreisvcrband haben wird. Sodann ist die Konnmsswu
nach Erledigung dieser Frage in die Prüfling eingetreten, ob an sich betrachtet das änßere und
innere Gepräge der Gemeinde Hamborn nach dem gegenwärtigen Stande ihrer Entwickelungste
geeignet macht, in den Formen und mit den Vollmachten der städtischenVerfassung verwaltet
zu werden.

Die erste Frage, nämlich die Rückwirkung auf den verbleibenden Kreis, ist verhältnismäßig
leicht zu beantworten. Zahlenmäßig wird das Ausscheiden Hamborns aus dem Kreisverbandfolgende
Wirkung haben:

Der Flächeninhalt des Kreises verringert sich von 29 000 Iia auf 27 000 Ka. Diese
verhältnismäßig unwesentliche Verringerung fällt umsowenigerins Gewicht, als der verbleibende
Kreis sehr gut arrondiert bleibt. Die Bevölkerungverringert sich von 175 000 auf 73 000. Dieses
ist erheblich und tatsächlichist auch aus der Mitte der Kommissionheraus aus diesem Umstände
ein Bedenkengegen die Zustimmung zu dem Antrage laut geworden. Es wurde die Befürchtung
ausgedrückt,daß der Kreis dauernd verhältnismäßig klein bleiben werde. Demgegenüber ist aber
von anderer Seite hervorgehobenworden, daß cmch der Rcstkreis sich in einer schnell fortschreitende»
Entwickelung befindet, insbesondere,daß innerhalb desselben, also innerhalb des Restkreises,zurzc't
drei große Doppelschachtanlagenniedergebrachtwerden, nach deren Vollendung sich, wenn man die
außerdem regelmäßig stattfindendeZunahme mit in Betracht zieht, in absehbarer Zeit eine Ver¬
mehrung der Bevölkerungum annähernd 20 000 Seelen erwarten läßt.
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Auch aus der finanziellenLeistungsfähigkeitdes Restkreiscs kann ein Bedenkennicht herge¬
leitet werden. Wie die Ermittelungen ergebenhaben, ist anzunehmen,daß sich die Kreissteuernnur
um wenige Prozente, und zwar wem, bei der Aufstelluugdes Haushaltsplans nach gleichen Gründe
sätzen wie bisher verfahren wird, um etwa 4"/« erhöhen werden. Dies erscheint bei den Gesamtver-
hältuissendes Kreises nicht von Erheblichkeit uud dürfte sich auch allmählich wieder ausgleiche». Da
nun obendrein auch Kreistag und Kreisausschnßsich einstimmigeinverstandenerklärt haben, und da
auch die bereits fertig vorbereitete» Auseiuaudersetzuugsvcrhaudluugeu zwischen Gemeinde und Restkreis
zu einem befriedigenden Ergebnisse geführt haben, so ist anzuuehmeu,daß mit Rücksicht auf den Kreis¬
kommunalverbandirgend welche Bedenkengegen den Antrag der GemeindeHamborn nicht bestehen.

Es bleibt also allein zu untersuchen, ob Hamborn selbst nach seiner äußeren und inneren
Ausgestaltung in dem gegenwärtigenStadium seiucr Entwickelunggeeignet ist, in den Formen
städtischer Verfassung verwaltet zn werden,

Was das äußere Gepräge, insbesondere die Bebanung, betrifft, so spiegelt diese den Charak¬
ter der stattgehabten industriellen Entwickelungwieder. Ausgehend von den über die Gemeinde
verbreitetenSchacht- uud Werksanlagen der großen industriellenUnternehmungen hat sich die Be¬
bauung zunächst von diesen aus strahlenförmig nach allen Seiten entwickelt. Der Zusammenschluß
M einem städtischen Gesauitgebildeist aber in bemerkenswerter Weise gefördert uud sieht auf Gruud
der in Bearbeitung befindlichen Bebauungspläne weiterer Vervollkommnungin Kürze entgegen. Für
geräumigeStraßen und Plätze ist in ucuueuswerterWeise gesorgt. Gas-, Wasser-und Elektrizitäts¬
versorgungist vorhanden, Sraßenbahncn sind in der Entstehung begriffen. Mir das Schulwesenist
durch ein Realgymnasium uud zwei höhere Töchterschulen,sowie durch gute Volksschulen gesorgt.
Ei« Schlachthof ist im Bau, Kanalifatiou im Entstehen. Soviel über die äußeren Pläne.

Was die iuuereu Verhältnisse betrifft, insbesonderedie Gemeindeverwaltung,so trägt die
Stciatsregieruugkeiue Bedenken,der bestehenden Verwaltung die Leitung unter städtischer Verfassung
auzuvertraucn. — Bedenkeninnerhalb der Kommissionsind von einzelnerSeite dahingehendaus¬
gesprochenwordeu, ob sich schou jetzt für eine geeignete Stadtgemeinde-Vcrtretnng die geeignete auf
zweckmäßige Mischung der Bernfsstände begründete Unterlage innerhalb der Bevölkerung finde.
Hervurzuhcbeuist diesem Bedenkengegenüber,daß in den letzten Jahren, wie von anderer Seite in
der Kommission bemerkt worden ist, in Hamborn in steigendem Maße über der vorwiegenden Arbeiter¬
bevölkerung sich ein wohlhabenderMittelstand gebildet hat, wenn dieser mich noch jung und wenig
bodenständigist. Die Zahl der zur Einkommensteuermit Einkommen von 900 bis 1800 Mark
veranlagten hat sich in den verflossenen Jahren verdreifacht, während Ciukommenvon 1800 bis
3U00 Mark sich mehr als versechsfacht und die Gruppe» vou 3000 bis 6000 und 6000 bis 12 500
^iark sich verfünffachtund auch die Zahlen der höheren Einkommensich bedeutendvermehrt haben,
schließlich darf diesen geäußerten Bedenkengegenüberauch nicht unerwähnt bleiben, daß bei dem
gegenwärtigenZustande der Gemeinde auch die Laudgcmeiudeorduuug,nach welcher sie gegenwärtig
verwaltet wird, mit Rücksichtauf die übergroße Zahl der Meiftbegütcrten ihre Nachteile bietet,
^nen gegenüber es unter den vorliegenden ganz besonders gearteten uud kaum in einer anderen
Gemeindewiederkehrenden Verhältnissen geratener erscheint,die noch fehlende Entwickelungzu voll¬
kommenerstädtischer Ausgcstaltnug sich iu den Formen der städtischen Verfassung selbst vollziehen
iu lassen, und nicht mit der Gewährung dieser Verfassung uud der mit ihr verbundenen Vollmachten
n°ch länger zu zögern.

Die Kommission empfiehlt,von diesen Erwägungen ausgehend,dein Antrage des Provinzilll-
"usschusses beizutreten, also das geforderteGutachten dahin abzugeben, daß dem Antrage der Ge¬
meinde Hamborn auf Verleihung des Städterechts entprochen werden kann.
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Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und erteile das Wort dein Herrn
AbgeordnetenThyssen.

Abgeordneter Thyssen: Als einer der Abgeordnetendes Kreises Dinslaken und damit
auch als Vertreter von Hamborn gestatte ich mir, den Antrag warm zu befürworten. Ich beab¬
sichtige nicht, hier das bereits vom Herrn Vorredner gegebene reichhaltigestatistische Material noch
zu ergänzen. Ich möchte mir nur erlauben, einige Gesichtspunkte hervorzuheben, die vielleicht für
den vorliegenden Autrag noch von Interesse sind. Da möchte ich vor allen Dingen auf die
Schwierigkeiteuhinweisen, die bei der Bildung dieses Gemeinwesenszu überwindenwaren. Für
den Fernstehendenist es schwer, diese Schwierigkeitenrichtig zu bewerten, und ist deren Wertung
wichtig, um sich darüber ein Urteil zu bilden, was in dieser Gemeinde im Laufe der Jahre ge¬
leistet worden ist.

Meine Herreu! In anderen Gemeindewescn ist meistensdie Grundlage, auf der aufgebaut
werden konnte, breiter gewesen. Viele Gemeinwesen,wie z. B. diese gastfreie Stadt hier, werden
in ihrer Entwickelungdurch deu Zuzug von steuerkräftigenBürgern wesentlich unterstützt. Alles
dies siel in Hamboru weg. Die Entwickelungdes Gemeinwesenssiel im Gegenteil zusammenmit
der Entwickelungder Industrie uud der Entwickelungder ganzen Gewerbekreise zu einer Zeit, wo
diese selbst die größten Schwierigkeitenzu überwinden hatten. Nicht nur der Industrielle, jeder
kleine Gewerbetreibendehatte gewissermasseu um seine Existenz zu kämpfen, und ich kann Ihnen
versichern,meine Herren, daß die Stunden der Sorge wohl keinem erspart gebliebensind. Wenn
man demgegenüberdas hält, was in Hamborn geleistet worden ist — ich erinnere nur an den
Ausbau des Wegeuetzes, an die Ausbildnng der Schulen, und zwar nicht nur der Elementarschulen,
sondern auch der höherenSchulen, ich erinnere daran, daß eine große Kanalisation im Bau begriffen
ist, ebenso auch ein großes Schlachthaus — so wird man zugebenmüsseu, daß die Bürger, die
Steuerzahler Hamborns ihre Pflicht getan haben.

Meine Herren! Bei dieser Gelegenheit ist es mir eine angeuehmePflicht, der Dienste zu
gedenken, die die Leiter unseres Gemeinwesens— ich nenne in erster Linie unseren Bürgermeister
und seine beiden ersten Beigeordneten — der Gemeinde geleistet haben. Diese Herren haben unter
deu geschilderten schwierigen Verhältnissenstets ihre ganze Kraft für die Gemeinde eingesetzt.Man
hört zuweilen ein Urteil laut werden, wonach Hamborn infolge seines ausgesprochenindustriellen
Charakters nicht in gleichem Maße wie audere in der Lage wäre, die Rechte der Selbstverwaltung,
die mit der Städtewerdung verbunden siud, auszuüben, Dieser Ansicht möchte ich entgegentreten.
Wir haben in Hamborn einen durchaus kräftigen Mittelstand, der zwar im Anfang der Entwicke¬
lung nicht sehr in die Erscheinung trat, weil naturgemäß der Mittelstand ebenso wie alles andere
sich erst bilden mußte, und — um mich profan auszudrücken— niemand der es nicht nötig hatte,
nach Hamborn hinzog. Aber nicht nnr der Mittelstand, meine Herren, sondern gerade der industrie-
elle Teil der Bevölkerung, und zwar nicht nur die höher gestellteu Kreise, sondern gerade auch die
Arbeiterkreise weiden — davon bin ich überzeugt — genügend Männer stellen, die in der Lage
sind, die Interessen der zukünftigen Stadtgemeindezu vertreten. Sie werden — des bin ich gewiß -"
alles aufbieten, um Hamborn den ihm gebührenden Platz unter den Städten der Rheiuprovinz
zu sichern.

Ich komme jetzt zum Schluß meiner Ausführungen. Es bleibt nur nichts anderes übrig,
als Sie zu bitten, meine Herren, auch Ihrerfeits der Gemeinde Hamborn Ihre Anerkennungcnis-
zusprechenfür das, was geleistet ist, indem Sie möglichst zahlreich Ihr Votum für den vorliegenden
Antrag abgeben. (Beifall.)
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VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich frage den Herrn
Verichterstatter.---------Der Herr Berichterstatter verzichtet. Meine Herren, dann darf ich ohne
weitere Abstimmung feststellen,daß Sie dem VorschlageIhrer Fachkommissionbeitreten und die
unveränderteAnnahme der Vorlage beschlossenhaben.

Wir gehen über zum
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Stellungnahme des Provinziallandtags zu der
Vereinigung von Vohwinkel mit Elberfeld und zur Petition von 1555
Bürgern Vohwinkels gegen die Eingemeindung.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Oehler, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Der Herr Ober-Präsident

hat im Auftrage des Herrn Ministers des Innern die Akten über die beabsichtigte Eingemeindung
von Vohwinkel nach Elberfeld Nbcrsandt, damit der Rheinische Provinziallandtag Stellung zu
dieser Eingemeindungnehmen soll. Es ist das erste Mal, daß die Königliche Staatsregierung eine
solche Eingemcindungsvorlagedem RheinischenProvinziallcmdtageunterbreitet, damit sein Gutachten
gehört werde. Es entspricht dieses Vorgehen den Beschlüssen des Abgeordnetenhauses,und des
Herrenhauses uud diese Beschlüsse beruhen auf der Erwägung, daß der Provinziallandtag den ört¬
lichen Verhältnissennaturgemäß näher steht und in der Lage ist, die mancherlei örtlichen Fragen,
me bei allen Eingemeindungeneine mehr oder weniger ansschlaggebende Nulle spielen, zn beur¬
teilen uud daher auch die Eingcmcindnngsfragc»zuverlässigeruud erschöpfender zu prüfen, als dies
nach den bisherigen Erfahrungen bei den beiden Häuser» des Landtages der preußischen Monarchie
nach deren Zusammensetzung uud nach deren geschäftlicher Belastung möglich ist.

Es handelt sich im vorliegenden Falle um die Eingemeindung von Vohwinkel nach
Aberfeld.

Der Wunsch der Stadt Elberfeld auf Eingemeindungvon Vohwinkel ist schon älteren
Datums und ist sehr begreiflich. Die Stadt Elberfeld ist durch ihre räumlicheLage innerhalb des
Wuppertals eingeengt; sie stößt im Osten an das Gebiet der Stadt Barmen, im Norden und
Süden lagern sich die Höhenzüge vor, die das Wuppertal nmgeben, uud erschwerendie bauliche
und industrielleEntwickelung;nach dem Westen verbreitert sich das Tal, und dort stößt Elberfeld
auf das Gemeindegebietvon Vohwinkel.

Im Mai vorigen Jahres fetzten Elberfeld und Vohwinkeleine gemeinschaftliche Kommission
zur Beratung der Eingemeindungsfrageein. Diese Beratung führte zn einem positiven Ergebnis:
Mau verständigtesich über die Eingemeindungund über den Vertrag, der der Eingcmeindnngzu¬
grunde gelegt werden sollte, und am 5. Januar dieses Jahres fand eine Sitzung des Gemeinderats
v°n Vohwinkel nnter der Leitung des Landrats des Kreises Mettmmm statt. I» dieser Sitzung
wurde mit 28 gegen 6 Stimmen der Eingemeindung zugestimmt. Die Stadtverordneten von
Elberfeld billigten am 10. Januar einstimmig die Eingcmeindnng, und am 26. Januar fand
nochmals eine Beratung uud Abstimmnng im Gemeinderat von Vohwinkelstatt. Es waren 30
Mitglieder anwesend; davon waren 5 gegen die Eingemeindung;sie stimmten aber nicht ab, sondern
eutfernten sich vorher, uud die 25 übrigen Mitglieder stimmtenfür die Eingemeindung.

Da die Gemeinde Vohwinkel aus dem Kreise Mettmann ausscheiden muß, weun sie nach
Elberfeld eingemeindetwerden soll, so wurden auch Verhandlungenzwischen dem Kreise Mcttmanu
und der Stadt Elberfeld geführt. Auch diese Verhandlungen hatten ein positives Ergebnis. Am
13. Februar erklärte sich der Kreistag des Kreises Mettumnn einstimmigfür das Ausscheiden von
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Vohwinkel nach Elberfeld. Auch die Stadtverordnetenversammlung von Elberfeld stimmte am
11. Februar den Bedingungen, unter denen dieses Ausscheiden stattfinden soll, zu.

Es liegt daher hier der Fall besondersgünstig, insofern als sämtliche verfafsnngsmäßigen
Organe der beteiligten Gemeinden und Kommunalverbändeeinstimmig oder nahezu einstimmigsich
für die Eingemeindung ausgesprochenhaben. Dies läßt schon erkennen, daß die Interessen der
zunächst beteiligtenGemeindenund Kommunnalverbändegewahrt sein werden. Aber auch die sonstige
Prüfung hat ergeben,daß Bedenken gegen die Eingemeindung nicht vorliegen, auch nicht Bedenken
vom Standpunkte der allgemeinenStaatswohlfahrt.

Die Stadt Elberfeld war und ist im wesentlichen eine Industriestadt, und ihre gesunde
Entwickelung ist abhängig von der Weiterentwicklungihrer Industrie. Diese Entwickelung hat aber
gerade in den letzten 10 Jahren Schaden gelitten, die Einwohnerzahl von Elberfeld ist nur wenig
gestiegen, jährlich um rund 1300. Die gewerblichen Betriebe in Elberfeld haben in den 7 Jahren von
1903 bis 1909 nur um 1,5°/o zugenommen, während in Vohwinkel diese Zunahme für deuselben Zeit¬
raum 26 > betrug. Das liegt daran, daß der Stadt Elberfeld das Gelände fehlt, auf dem Eisen-
bahnauschlüsse hergestellt,auf dem industrielleNiederlassungenunter günstigenVoraussetzungennoch
errichtet werden können; die industrielleWeiterentwicklungist also dadurch sehr erschwert. Erleichtert
ist diese Entwickelungdagegen in Vohwinkel. Dort sind alle Voraussetzungenvorhanden, unter
denen sich Industrien ansiedelnkönnen. Vohwinkelbildet gewissermaßen den Schlüssel zur industrie-
cllen Weiterentwickelung Elberfelds. Darum kann ohne weiteres gesagt werden, daß für die Ent¬
wickelungElberfelds die Eingemeindung von Vohwinkel eine zwingendeNotwendigkeitist. Vom
Standpunkte von Vohwinkel wird man dies nicht so ohne weiteres behaupten können. Eine zwin¬
gende Notwendigkeitzur Eingemeindung wird für Vohwinkelnicht anerkannt werden können, wohl
aber spricht eine ganze Reihe von Gründen dafür, daß die Eingemeindung von Vohwinkel nach
Elberfeld zweckmäßig, wenigstensnicht schädlich für Vohwinkelist. Die Bebauung der Stadt Elber¬
feld, des westlichenTeiles von Sonnboru, hat örtlichen Zusammenhang mit der Bebauung von
Vohwinkel. Vohwinkel wird von Elberfeld bereits mit Gas, Wasser und elektrischem Strom
versorgt; die Schwebebahn Elberfeld-Barmen nimmt ihren Ausgangspunkt in Vohwinkel. Die
Kanalisation von Vohwinkelwird in zweckmäßiger Weise nur so ausgeführt werden können, daß sie
an die Kanalisation von Elberfeld und Barmen angeschlossenwird. Die Stadt Elberfeld hat einen
großen Grundbesitzim Gebiete von Vohwinkel. Industrie und Handel von Elberfeld haben sich
zum Teil uach Vohwinkel gezogen, sie haben dort eine Reihe von Zweigniederlassungengegründet.
Das ganze Gemeindegebiet von Vohwinkel beträgt 1255 Ka und Vohwinkel zählt 14 730 Einwohner.

WesentlicheBedenken gegen die Eingemeindung von Vohwinkel liegen nicht vor. Iw
Gegenteil ist festgestellt, daß die steuerliche Belastung von Vohwinkelin deu letzten Jahren beträcht¬
lich in die Höhe gegangenist und es ist anzunehmen,daß, wenn Vohwinkel selbständigbleibt und
die ihm obliegendenAufgaben allein ausführen will, es mit den Steuerlasten noch in die Höhe
gehen muß.

Zu prüfen war auch, ob vom Standpunkt des Kreises Mettmann Einwendungen gegen
die Eingemeiuduugvorliegen. Auch diese Frage war zu verneinen. Der Kreis Mettmann behält
rund 23 700 Iia und über 100 000 Einwohner sowie ein Steuersull vou über 1000 000 Mark.
Es ist allerdings hemusgerechnetworden, daß durch Minderung der Steuerkraft uud auch aus
sonstigen Gründen ein gewisserSchaden bei dem Kreise Mettmann eintreten wird. Wie in der
I. Fachkommission näher dargelegt worden ist, hat man diesen Schaden sehr reichlich berechnet;man
hat dieser Berechnungnicht bloß den Standpunkt der Gegenwart zugrunde gelegt, sondern auch mit
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der Weiterentwicklung des Kreises und der Weiterentwickelungder Steuerkraft von Vohwinkel
gerechnet und ist da auf eiuen Schaden in der Gesamthühe von 583 000 Mark gekommen. Wie
gesagt, ist dieser Schaden sehr reichlich berechnet worden. Diesem Schaden ist bei den Verhandlungen
zwischen der Stadt Elbcrfeld und dein Kreise Mettmann dadurch Rechnung getragen wurden, daß
die Stadt Elberfeld die Sparkasse der GemeindeVohwinkelan den Kreis Mettmann abtritt. Diese
Sparkassevon Vuhwinkel hat ca. 12 Millionen Einlagen und eiuen Reservefonds von 638 000 Mark,
auch hat die Sparkasse iu den letzten Jahren bereits 70 000 Mark Netto-Uebcrschuß gehabt, wovon
die Hälfte für öffeutliche Zwecke verfügbar war. Es kann daher diese Ueberlassnngder Sparkasse
von Vohwinkelan den Kreis wohl als eine sehr liberale Entschädigungfür den Schaden, den der
Kreis aus der Eingemeindungzn befürchtenhat, angesehen werden.

Es war dann weiter zn Prüfen, ob nicht das, was durch die Eingemeindungvon Voh¬
winkel nach Elbcrfeld erreicht werden soll, in anderer Weise erreicht werden könnte, nämlich durch
Errichtung eines Zweckverbaudes. Aber auch diese Frage muß verneint werden. Das, was durch
einen Zweckverband erreicht werden könnte, ist bereits vorhanden. Wie ich schon ausgeführt habe,
bezieht Vohwinkelvon Elberfeld bereits Gas, Wasser und elektrischen Strom. Aber das, was hier
angestrebtwerden soll, nämlich neues Industrie- uud Baugelände für Elberfeld zu gewinnen,läßt sich
durch einen Zweckverbandüberhaupt nicht erreichen. Da ist die einzigeMöglichkeit nur die Ein¬
gemeindungvon Vohwinkelnach Elberfeld.

In der 1. Fachkommission sind auch die Einzelheiten des Entwurfs für deu Eiugemein-
dungsvertrag geprüft wurden, auch diese Prüfung hat Zn Bedenken und Beanstandungen keinen
Anlaß gegeben. Vorgesehenist, daß die Zahl der Stadtverordneten von Elberfeld, die jetzt 36
beträgt, um 4, die von Vohwinkelzu wählen sind, erhöht werden soll. Es ist eine Reihe von
Bestimmungenvorgesehen, die örtliche Bedeutung habeu. Es soll eine Verwaltungsstellein Vohwinkel
eingerichtet werden; es sollen cmch örtliche Aufwendungenim Interesse Vohwinkelsauf eiue Reihe
von Jahren sicher gestellt werden. Es ist dann weiter vorgesehen, daß die Umsatzsteuer von Grund¬
stücken in dem Bezirk von Vuhwinkel für die nächste,: 12 Jahre nicht mehr als 1 Prozent des
Wertes betragen darf. Die Beamten und Lehrer von Vuhwinkeltreten in den Kommunalvcrband
der Stadt Elberfeld über.

Besondere Aufmerksamkeit hat die I, Fachkommission der Frage gewidmet,ob die Regelung
der Verhältnisse des Bürgermeisters von Vuhwinkel angemessen ist. Die I. Fachkommission stellte
steh auf den Standpunkt, daß selbstverständlich dem Bürgermeister einer ciuzugemeiudeuden Gemeinde
nicht zugemutet werden könne, Verlust au Stellung und Einkünften zu erleiden. Andererseits war
nbcr die I. Fachkommissionderselben Ansicht, die auch das Herrenhaus ausgesprochen hat, daß es
uermieden werden müsse, außergewöhnliche Vorteile, außergewöhnliche Abfindungenzu gewähren,die
"uch nur den Anschein erweckenkönnten, als ob die betreffenden Bürgermeister hierdurch für die
"Ngemeindnug gewouueu und erkauft worden wären Der § 9 des Eingemeindungsvcrtragesvon
Vuhwinkel nnd Elberfeld sieht in dieser Beziehung folgendesvor: „Der Bürgermeistervon Voh¬
winkel tritt als besoldeterBeigeordneter in den Dienst der Stndtgcmeinde Elberfeld über, wobei
stin Einkommen unter angemessenerBerücksichtigungseines Dienstalters festgesetzt wird." Die
I- Fachkommissionwar der Meinung, daß diefe Regelung im vorliegendenFalle als angemessen
^zusehen sei, und daß dagegen Einwendungennicht zn erhebenseien.

Nuu sind Petitionen eingegangen: eine Petition vom 1. März von Einwohnern von Voh¬
winkel. In dieser Petition wird angegeben,daß das Original im ganzen 1555 Unterschriften von
Bürgern Vohwinkels gefunden habe. Das Original soll bei den Regieruugsakten liegen. Die
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I, Fachkommission hat sich mit dieser Petition auch eingehend beschäftigt. Sie ging zunächst davon
aus, daß im allgemeinenderartigen Petitionen ein besonderes Gewicht nicht beigemessen werden
dürfe. Die ordnungsmäßigen Vertreter der Gemeinde sind ja die Gemcindcräte resp, die Stadt¬
verordneten-Versammlung/und wenn diese verfassungsmäßigenOrgane die Interessen, die dabei auf
dem Spiele stehen, geprüft haben, dann kann den anderen Teilen der Bürgerschaft nicht so viel
Bedeutung beigemessenwerden. Maßgebend sind eben die Beschlüsse,die Ansichten und die Er¬
gebnisse der Beratungen der verfassungsmäßigenOrgane der Bürgerschaft. Es ist auch bekannt,daß
bei der Sammlung von Unterschriftenalle möglichen Zufälligkeiten eine Rolle spielen, und jedenfalls
ist man gar nicht in der Lage, nachzuprüfen,wie nun die Unterschriftenim einzelnenFalle zustande
gekommen sind und wer sie überhaupt geleistet hat. Es wurden auch bei der Beratung der I. Fach¬
kommission einige Aufschlüsse darüber gegeben, die den Schluß nahe legen,, daß eine ganze Reihe
von diesen Unterschriften, die angeblichauf dem Original stehen, jedenfalls nicht von stimm- oder
wahlberechtigtenMitgliedern der GemeindeVohwinkelherrühren.

Auch der Inhalt der Petition selbst gibt zn Bedenkengegen die Eingemeindung keinen
genügenden Anlaß.

Zu dieser Petitiou siud Erklärungen des Herrn Oberbürgermeistersvon Elberfcld und des
Herrn Bürgermeisters von Vohwinkelabgegeben worden; auch diese siud geprüft worden. Dnuu ist
auf Grund dieser Erklärungen noch eine weitere Eingabe vom 6. Mai — soll wohl heißen vom
tt. „März" — auch von Herrn Dr. Schirp unterschrieben— eingegangen. Die Eingabe richtet
sich an die I. Fachkommission:Es möge das amtliche Material der Aufsichtsbehördeüber die
Leistungsfähigkeitder GemeindeVohwinkelvon der Regierung eingefordertwerden. Die I. Fach¬
kommission glaubte, darauf nicht eingehenzu solleu. Der Inhalt der Petition geht im wesentliche»
dahin: 1. die Gingemeindnngsei für Elberfeld nicht notwendig, 2. die Eingemeindung sei vom
Standpunkte Vuhwinkels nicht zweckmäßig,eher schädlich,3. die Beschlußfassungin Vohwinkelsei
überstürzt worden, und dann wird 4. dem Kreistage des Kreises Mettmann noch der Vorwarf
gemacht, daß die Zustimmung znr Eingemeindung gewissermaßenmit Geld erkauft worden sel>
Der Inhalt der Petition, meine Herren, ist so, daß der I. Fachkommissionauch ohne die Erklä¬
rungen des Herrn Oberbürgermeistersvon Elberfeld und des Herrn Bürgermeisters von Vohwinkel
zum großen Teil klar gewordenwäre, daß der Inhalt nicht richtig ist. Der Inhalt steht eben mn
den Tatsachen, die uns bekannt sind, in Widerspruch. Was den Vorwnrf betrifft, daß der Kreistag
des Kreises Mettmann sich gewissermaßenhabe kaufen lassen, so ist darüber eingehendin der I-
Fachkommission Auskunft gegeben worden, und dieser Vurwurf muß als vollkommenunbegründet
zurückgewiesenwerden. Nachdem die GemeindeVohwinkel fast einstimmigsich dahin fchlüfsig gemacht
hatte, daß die Eingemeindung nach Elberfeld richtig und für die Weiterentwickeluugder Gemeinde
Vuhwiukelgeboten sei, wäre es doch für die Krcisbehördenund den Kreistag des Kreises NtettinaNN
sehr bedenklich gewesen, weuu uuu die GemeindeVohwinkel wider ihren Willen hätte gezwungen
werden sollen, im Kreisvcrbnndezu bleiben. Die Kreisbehördentaten daher recht daran, zu prüfe»'
ob vom Standpunkte des Kreises ans irgendwieerhebliche Bedenken gegen die Loslösungder Gemeinde
Vohwinkelaus dein Kreisverband geltend zu macheu seien. Nach Lage der Sache mußte diese Frage
verneint werden.

Da im übrigen auch für deu Verlust, der dem Kreise möglicherweise durch das Ausscheiden
von Vohwinkel entsteht, iu liberaler Weise Ersatz geboten war, so war die Stellungnahme des Kreis¬
tages durchaus begründet und gut. Es kann daher der erhobene Vorwurf in keiner Weise als
berechtigt erklärt werden.
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Die I. Fachkommission ging bei Beginn ihrer Beratungen zunächst davon aus, daß es
vielleicht geboten sein werde, zwei Berichterstatter zu ernennen, weil man mit der Möglichkeit
rechnete, daß bei den Beratungen doch vielleicht Gegensätzein der Beurteilung der Notwendigkeit
der Eingemeindungentstehen könnten, nnd weil man den Wunschhatte, dann anch der Minderheit
einen Berichterstatter zu geben. Indessen führten die Beratungen der I, Fachkommission dahin, daß
der Eingemeindungeinhellig Zugestimmt wurde, — Nur ein Mitglied enthielt sich der Abstimmung. —
Infolgedessenwurde von der Stellung eines Korreferentenabgesehen.

Der Antrag des Provinzialausschusseslautet dahin:
„Provinziallandtag spricht sich für die Vereinigung der Landgemeinde Vohwinkel, Kreis
Mcttmann mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreis Elbcrfeld ans,"

Der Antrag der I. Fachkommission lautet:
„Der Provinziallandtag wolle deu Antrag unverändert annehmenund die vorliegende«
Petitionen damit als erledigt erklären."

Namens der I. Fachkommission habe ich die Ehre, diesen Antrag zu empfehlen.
VorfitzenderSpiritus: Meine Herren! Es handelt sich hier um eiu Gesetz, das dem

Pluvinziallaudtllge zur Begutachtung unterbreitet wird, und ich muß Sie aufmerksammache» auf
die Vestimmuugen unserer Geschäftsordnung. Da heißt es: „Gesetzentwürfesind in der Regel
zunächst zu eiuer allgemeinen Beratung zu stellen, welche sich auf die allgemeinenGrundsätzedes
Entwurfs zu beschränken hat. Bei weiterer Beratung des Entwurfs sind, sofern der Landtag nicht
°n KlooAnuahme beschließt, die Artikel desselben zu verlesen nnd einzeln zur Beratung und
Abstimmungzu stelle«. Am Schlüsse der Beratung ist über die Annahme des ganzen Entwurfs
M der Feststellung abzustimmen,wie sie bei der Einzelberatnng beschlossenist".

Nach dieser Bestimmung des § 25 unserer Geschäftsordnungwürden wir znnächst in eine
allgemeine Beratung des Gesetzentwnrfseinzutreten haben, die ich hiermit eröffne.

Das Wort hat der Herr Abgeordnetev. Conze.
Abgeordneter O. Conze: Meine Herren! Wer die nns vorliegenden Aktenstücke und

Petitionen, insbesonderedie Darlegung des Provinzialausschussesgelesen hat, der hat darin eine
ganz außerordentlich liebevolleBehandlung der Sache bei den Abstimmungen gefunden. Es ist
alles su einträchtig vor sich gegangen, einstimmig oder wenigstens nahezu einstimmig sind die
Beschlüsse gefaßt worden, daß man sich sagen muß, der Landtag kann auch nichts weiter tun, als
seinen Segen dazu zu geben. (Zustimmung.)

Wer aber diesen Verhältnissennäher steht, — ich habe seit sechzig Jahren Elberfeld und
"vhwinkel ganz genau kennen gelernt und weiß, wie beide Städte sich entwickelt haben — muß
lagen: Daß ist im höchsten Grade überraschend,und eine ganze Reihe von Unterlagen für die
daraus gezogenen Folgerungen, die iu der Vorlage des Provinzialausschussesstehen, kann ich nicht
als richtig anerkennen.

Ich will nicht in eine Verhandlung über die Meinungsverschiedenheiten in Vohwinkelselbst
"«treten, die hier der Herr Referent berührt hat. Da könnte der Landtag hier tagelang beraten
und würde schließlich doch zn keiner Klarheit darüber kommen. Aber eines aus diefen Bemerkungen
barf ich doch hervorheben, das kann ich nur uuterfchreibeuund dick unterstreichen: die ganzen
"erHandlungen sind in einer Weise übereilt worden, daß wirklicheine so bedeutendeAngelegenheit
»otwendig darunter leiden muß. (Sehr richtig!) Die Einleitung der Sache wurde im vorigen
Jahre, im Frühjahre gemacht. Da wurde das nur so ganz nebenbei für den Gemeiudercüauf die
Tagesordnung gefetzt: Besprechungder Eingemeindung mit Elberfeld. In dieser Zeit war nie

«^
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davon die Rede gewesen. Drei Jahre vorher war die Sache auch besprochen,war aber a limirio
abgewiesen worden. Nun haben sie gesagt: Ja, wir wollen nur die Angelegenheiteinmal besprechen.
Man hat darüber besprochen und hat gesagt: Ja, wir wollen einmal eine Kommissionwählen, die
das mit Elberfeld bespricht. Scheinbar sehr verständigund billig denkend hat man drei Männer,
die schon von vornherein notorischfür die Eingemeindungwaren, und drei, die dagegen waren, mit
diesem Auftrage betraut. Nun berieten diese mit 6 Mitgliedern des Elberfelder Stadtrats, der,
wie Sie später gehört haben, eiustimmig und dankbar die BereitwilligkeitVohwinkels zur Einge¬
meindung angenommenhat. Es standen also den drei Leuten, die dagegen waren, die neun anderen
gegenüber, Nuu müssen Sie doch zugeben: Drei Vuhwinkeler, die mit Elberfeld gehen und dann
sechs Elberfelder sind den drei anderen VohwinkelerGemeindcräten reichlich überlegen. (Heiterkeit!)
Aber das Ding ist ruhig weitergegangen,und endlich ist ein sorgfältg geheim gehaltener Vertrag
zustande gekommen. Der ist zwar erst im Januar wirklich deklariert worden. Aber die Herren
haben sich darauf festgelegt, bevor er noch deklariert worden war. Ich will nnr sagen, wie sich die
ganze Verhandlung zwischen Vuhwinkel uud Elberfeld abgefpielt hat. Dauu hat in der Oeffent-
lichteit Vohwinkelden Vertrag vom 5. Januar bis etwa vor 14 Tagen, — besprechen können nnd
hat der Gemcinderat und der Kreistag sich schlüssig gemacht trotz lebhaften Widerspruchs aus der
Bürgerschaft. Weuu das nicht eine Ucbereilungin einer so wichtigen Sache ist, dann weiß ich nicht,
wie man das nennen soll.

Diese Uebereilungkonnte man ja mm unbedenklich zugeben. Ich will nicht auf die Einzel-
heitcu eingehen.

Aber nun komme ich zn den Punkten, die ich der Vorlage des Provinzialansschussesent¬
nehme. Hier steht: „Die in der Begründung angegebenenZahlen lassen erkennen,daß die Ent¬
wickelung Elberfelds ius Stocken geraten ist, und es muß anerkauut werden, daß diese bei keiner
anderen rheinischen Großstadt beobachtete Tatsache in der Hauptsacheauf den Mangel an geeignetem
Baugelände für industrielleUnternehmungenzurückzuführen ist."

Nach meiner Kenntnis der Verhältnisse muß ich das entschiede!« bestreiten. Elberfeld hat
Textilindustrie. Die Textilindustrie hat keine großen Massen zu bewegen und kann Eisenbahn-
anschlüsse entbehren. In ganz Elberfeld haben Sie, glaube ich, nur Abschlüsse für Leute, die
Holzlieferungen nnd fo etwas haben. Für die Industrie sind aber keine Anschlüssevorhanden
und können auch nicht vorhanden sein. Elberfeld hat wirklich für seine Industrie solche An¬
schlüsse nicht nötig. Ich spreche von der Industrie, die Elberfeld bis jetzt hat. Die Eisenindustrie
ist doch nur sehr unbedeutend, die kann gerade so weiter arbeiten, wie sie bisher gearbeitet hat.
Vor 40, 50 Jahren sind schon Textilindustriellevon Elberfeld nach Neviges, nach Gräfmth, nach
OHIigs, nach Hann ausgewandert nnd haben da ihre Fabriken etabliert. Sie blieben aber selbst
zum grüßten Teile in Elberfeld wohnen und überließen die Kosten für ihre Arbeiter den anderen
Städten. Jetzt ist darin ja Wandel geschaffen wurden. —

Meine Herren! Sie sehen aber, schon damals ist die Textilindustrie ausgewaudert, UM
Arbeiter zu suchen. Das ist ja natürlich, das wird auch wohl noch weiter bei uns so fortgehe».
Wir müssen die Arbeiter suchen und köuuen die Arbeiter nicht heranzieheu. Die Textilindustrie
zieht keiue männlichenArbeiter an. Das erfahren wir überall. Mein Wohnort Langenberg liegt
zwischen der Eisenindustrievon Velbert und Hattingen. Da gehen die Leute wieder vom Webstuhl
weg und in die Eisenfabrikeu,obschon sie vorher nie ein Stück Eisen in der Hand gehabt haben.
So ist die Textilindustrie, die nicht die hohen Löhne der Eisenindustriezahlen kann, nicht anziehend
für die Arbeiter. Wenn Sie auch Baugelände für industrielleUuteruehmungenhaben, haben Sie
noch lange keine Arbeiter.
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Ich kann nicht annehmen, daß wirklichdieser Mangel sich irgendwie verringern sollte.
Sie haben ja früher, wie das Baugelände ganz offen war, ihre Fabrikgebäudeanderswo errichtet, —
alles um der Arbeiter willen. Ich biu der festen Ueberzeugung, daß tiefere Gründe Elberfeld
bestimmen, so begierig über Vohwinkelund seine Entschließuugeuherzufallen. Ich kanu nicht sagen
weshalb, es ist mir zum Teil unklar. Ich kaun nur vermuten, daß man das befürchtet,was
früher Elberfeld schon zu beklagen hatte, daß seine reich gewordenen Fabrikbesitzer uach Düsseldorf
Mlswaudernund daß man jetzt wünscht, sie in der Nähe von Elberfeld festzuhalten. Die Entwicke¬
lung, die Düsseldorf in 50 Jahren genommen hat, basiert in ihren Anfängen ganz bedeutend
darauf, daß es vermöge feiner Schlacht-und Mahlstener sehr niedrige Steuern hatte, wahrenddamals
das Wuppertal auch schon recht reichlich mit Steuern gesegnet war.

Das ist das einzige,was etwa dabei in Frage kommen konnte. Ich bezweifele es aber, ob
die Terrains, die jetzt für Elberfeld uach Vohwinkelund in Vohwinkeloffen liegen, wirklich besser
smd für die Leute, die angenehm wohnen wollen, als die Grundstücke,die längst erschlossen sind.
Auf dem Wege von Elberfeld nach Neviges bis zur Hohe herauf können von der Terraingesellschaft
Hunderte von Wuhnnngengebaut werden. Es kommt uiemand dahin, oder höchstens nur sehr wenige.
Das ist es ja!

Also Eile hat die Sache ganz gewiß nicht. Ich meine, mau sollte sie nicht so übereilen,
wie ich Ihnen das eben ins Gedächtnis gerufen habe, sondern man sollte wenigstens so lauge warten
können, bis die vorhandenen Plätze einmal bebaut sind. Diese Plätze sind aber zuverlässig auch für
die Textilindustrie branchbar. Barmen hat seine Industrie ohne Nachteil auf den Berg gelegt-
Wenn man keine Eisenbahnanschlüsse braucht, kann man seine Fabriken auch an einer steil hinauf¬
gehenden Straße anlegen.

Also in der Beziehung kann ich nur sage», daß mir für die Eingemeindungabsolut der
Nachweisder Notwendigkeitfehlt.

Nun handelt es sich weiter um die Frage: Ist die Eingemeindung,die angeblich ein un-
nläßliches Bedürfnis für Elberfeld fein foll, eine Notwendigkeitfür die Staatswohlfahrt? Darauf
fst schou geantwortet worden: Wenn Elberfeld sich für seine Industrie nicht ausdehuen muß, dann
ist die Staatswohlfahrt in Elberfeld fchr gut aufgehoben, dann ist die Eingemeindunggar nicht
nötig. Sie stehen einer Stadt gegenüberwie Vohwinkel,die sich in 40, 50 Jahren mnsterhaftans
einem kleinen Flecken entwickelt hat, die tüchtige Leute uuter ihren Bürgern hat und die bis dahin
alles geleistet hat, was die Staatswohlfahrt erfordert. Auf die Zahlen gehe ich nicht ein. Sie
hat vortreffliche Schulen, sie hat kirchliche Gemeinden,die sich gnt entwickelt haben; — ja, warum
wollen Sie die Stadt nun mit einem Male mit Elberfeld zusammenschmeißen nnd behaupten, die
Staatswohlfahrt erfordere das. Nein! Die Staatswohlfahrt erfordert allerdings, daß wir die
großen Städte da schützen, wo sie sich entwickeln müssen. Wir können sie nicht einsperren. Aber
da, wo man sie hemmenkann, soll man das tun. (Beifall.) Die großen Städte sind kein Glück
fUr die Entwickelung unseres Landes. Das ist nicht die Schuld der großen Städte,- das liegt an
der Iusammenhäufung von großen Massen.

Also ich bestreite ganz entschieden, daß es die Staatswohlfahrt fördert, wenn man diefc
Stadt, die sich selbständig entwickeln kann, mit Elberfeld verbindet zu einem einzigen Gememde-
weseu, oder man müßte deun glauben, der Kopf und der Schwanz sind egal, jetzt wird das, was
Vohwinkelals Kopf hat, lediglich ein kleiner Schwanz von Elberfeld. Das betrachte ich nicht als
°m Glück und nicht als förderlichfür die Staatswohlfahrt. Die Stockung der Entwickelungder
Industrie hängt anch mit ganz anderen Dingen znsammen. Ich will darauf nicht uäher eingehen.
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Also, meine Herren, mein eewi'uin oensoo ist: die Sache ist übereilt. Sie kann ganz
ruhig zurückgestellt werden. Ich frage Sie, ob Sie wirklich über die Verhältnisse informiert sind.
Dann können Sie das ja tun, was Sie glaubeu, tun zu müssen.

Ich glaube aber, daß Sie doch zweimal bedenken müssen: Sie entscheiden hier über das
Wohl einer Stadt, die entwickelungsfähigist und bieten Elberfeld uicht die Vorteile, die Sie ihm
bieten möchten. Eine gewisse Beschränkungist ja ganz gut möglich. Lassen Sie die Sache einst¬
weilen rnhen, sehen Sie sich die Verhältnisse in Elberfeld einmal an! (Heiterkeit.) Jawohl, das
können Sie heute nicht; wenn wir Ihnen aber Zeit lassen, dann können Sie es nachholen.

Ich stelle den Antrag, daß Sie die Aeußerung, die der Herr Minister erfordert, für heute
vertagen und fie am nächsten Landtag geben, nachdem sich jeder von Ihnen davon überzeugt hat,
daß hier den: vermeintlichen Interesse einer großen Stadt eine schöne blühendeGemeinschaft geopfert
werden soll. Daß der Kreis dabei zn Schaden kommt, brauche ich nicht weiter hervorzuheben.Wie
er sich da gestellt hat, um die Sparkasse zu bekommen,das ist seine Sache. Ich war nicht dabei
beteiligt. Billigen kann ich es nicht, und ich weiß, daß es vielen Leuten schwer gewordenist, dazu
zu schweigen, weil man eben sagte: wenn Ihr das nicht nehmt, so kriegt Ihr später gar nichts. So
ist da gehandelt worden. Die Leute sind auch nicht unabhängig gewesen.

Ich stelle den Antrag, der Provinziallandtag »volle die erforderte Aenßernng bis znM
nächsten Jahre vertagen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich erteile das Wort Seiner Exzellenz dem Herrn Ober-Präsidenten.
Königlicher LandtagskommissariusOber-Präsident Freiherr von Rheinbaben: Meine

Herren! Ich kann nur bitten, dem einstimmiggefaßten Antrage Ihrer Kommissionzn folgen und
Ihre Zustimmung zu der Vereinigung Vohwinkclsmit Elberfeld zu erteilen.

Dem Herrn Vorredner kaun ich darin beistimmen, daß das übermäßige Wachstum der
großen Städte nach mannigfacherRichtung hin seine Bedenkenhat, und man könnte vielleicht seiner
Deduktion folgen, wenn es sich hier darum handelte, gcwissermassen blos einem Machtkitzelzu
folgen, Elberfeld über das wirklich notwendigeBedürfnis hinnns zu vergrößern. Aber ich muh
dem Herrn Geheimrat Conze durchaus widersprechen, daß die Sache so liegt. Meiner Ueberzeugung
nach handelt es sich nicht um eine sachlich nicht notwendige Ausdehnungdes Bereiches von Elberfeld,
sondern es handelt sich geradezu um eine Lebensfrage für die Fortentwickelungder Stadt Elberfeld
und ihrer Industrie.

Meiuc Herren! Die örtliche Besichtigungdurch uns alle, die der Herr Gcheimrat Conze
vorgeschlagen hat, wird wohl entbehrlichsein; denn ich glaube, die allermeistenHerren kennen doch
die Situation. Sie wissen, daß die Stadt eingekeilt ist in das enge Wuppertal, daß der E«t-
wickelnng der Stadt Schranken gesetzt sind durch die Höheuzüge,die die Stadt Elberfeld zu beiden
Seiten begrenzen. Man hat mit vieler Mühe Wege nach beiden Höhcnzügenangelegt, und zum
Teil auch, aber nur zum Teil, haben sich da Wohnquartiere etabliert. Aber die Industrie auf diese
Höhenzüge verpflanzen zu wollen, wo ein Eisenbahnmischluß ausgeschlossen ist, ist schlechterdings
unmöglich. Ich glaube, das wird mir jeder bestätigen, der die Verhältnissevon Elberfeld kennt.
(Sehr richtig!)

Andererseitsist die Situation von Elberfeldnoch dadurch besonders schwierig, daß der Stadt der
Ausgang, die Entwickelungnach Osten versperrt ist, indem hier die Stadt Barmen vorgelagert lst-

Meine Herren! Anf die Frage, ob nicht, wie ich das als Regiernngs-Präsidcnt angeregt
hatte, eine Vereinigung von Barmen und Elberfeld beiden Städten zum Nutzen gereicht hätte, will
ich im Augenblicke nicht mehr eingehen. Der Moment ist verpaßt worden. Die Tatsache bleibt
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aber bestehen, daß Elberfeld in seiner Entwickelung nach Norden und Süden durch Berge und nach
Osten durch die vorgelagerteStadt Barmen begrenzt ist.

Es bleibt also der Stadt Elberfeld nur die Möglichkeit, sich nach Westen, d. h. nach
Vohwinkelzn erweitern, und da muß ich allerdings in Abweichung von dem, was Herr Geheimrat
Conze sagte, betonen, daß es für eine Stadt wie Elberfeld von etwa 180000 Einwohnern, eine
Stadt, die von Alters her auf dem Blühen ihrer Industrie beruht hat, eine Lebensbedingungist,
baß sie Terrains erhält, auf denen sich noch weiter eine Industrie etabliert. Infolge der von mir
geschilderten räumlichenUnzulänglichkeitsind, wie dies ja auch der Geheimrat Couze schon andeutete,
von Jahr zu Jahr industrielleEtablissements aus dem Bannbereich von Elberfeld gewichen, die
sich wo anders etablierten, und zwar handelt es sich nicht mir um Textilfabrikcn,sondern — ich
erinnere beispielsweise an die großen Bayer'schen Farbwerte — es sind Hunderttausendevou Ein¬
nahmen der Stadt Elberfeld auf diese Weise entgangen. Wird nicht die Möglichkeitznr Schaffung
eines ansreichenden Industrie-Geländes gegeben, fo ist mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß die
Abwanderung ans den Manern von Elberfeld in weiteren größeren Dimeusionen zunimmt und
dadurch die Wurzeln zum Gedeihen der Stadt Elberfeld abgegraben werden.

Also ich meine, meine Herren, daß der Provinziallaudtag das doch als eine sehr ernste
Frage betrachten sollte, ob man zusehen will, daß einer so bedeutungsvollenStadt wie Elberfeld
in der Tat die Möglichkeiteines weiterenGedeihens für die Zukunft beschränkt wird. Nach meiner,
ich darf sagen, genancnKenntnis der Verhältnisse glaube ich behauptenzu können, daß, wenn Elber¬
feld die Möglichkeitder Entwickelung nicht gegeben wird, nicht nur eiu Stillstand, sundernein Rück¬
gang mit Sicherheit zu erwarten ist.

Herr Geheimrat Conze sagte, die Terrains, um die es sich hier handelte, seien nur dazn
bestimmt, für Wohnzwecke zu dienen, damit die reichen Lente nicht nach Düffeldorf abwandern.
Nein, meine Herren, darum handelt es sich hier absolut nicht, sondern es handelt sich um große
Terrains, die zzt. schon von der Stadt Elberfeld angekauft worden sind, nnd auf denen sich neue
industrielle Etablissements niederlassenkönnen. Das ist in der Konimission in dem vorgelegte»
Plan durch farbig gekennzeichneteFlächen deutlich gemacht worden.

Ich weih nicht, ob Herr Geheimrat Conze davon Einsicht genommenhat, fönst würde ich
ihn bitten, das noch zn tun.

Also!es handelt sich allerdings gewissermaßen nicht nm einen Kampf Zwischen Elberfeld
und Düsseldorfwegen der reichen Lente, sondern es handelt sich darin«, was für eine Industrie¬
stadt unerläßlich ist, das nötige industrielleGeläude für die Etablierung industrieller Werke der
Stadt Elberfeld wieder zuzuführen.

Ist die Frage also meiner pflichtgemäßenUeberzeugungnach für Elberfeld geradezu von
vitaler Bedeutung, so glaube ich, kann man ans der anderen Seite dnrchans anerkennen, daß für
Vohwinkelvielleicht eine zwingende Notwendigkeit im Augenblick nicht vorgelegenhat, daß aber,
wenn man die Entwickelungauch für die Zukunft betrachtet, die Eingemeindungfür Vohwinkelals
eine durchaus nützliche Maßregel zu betrachten ist. Gewiß, meine Herren, hat sich Vohwinkel in
einer erfreuliche»Weife entwickelt. Die Einwohnerzahl hat zugenommen,das Einkommcnsteuersoll
hat zugenommen,aber noch viel stärker als das Einkommensteuersoll sind, wie bei fast allen diefen
mittleren Gemeinden die Ausgaben gestiegen. Also beispielsweisehat Vohwinkel in den letzten
Jahren eine Erhöhung des Stenersolls nm 60 »/<, erlebt. Dagegen sind die Fehlbeträge im
Kommunalhaushalt um 90"/« gestiegen. (Hört, hört!) Also das Steueraufkommen ist nicht in
dem Maße gestiegen,wie die Ausgaben, die der Stadt erwachsen sind. Die Kommunalstenerzu^
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schlüge haben sich in fünf Jahren von 150 °/° auf 200 "/« erhöht, die Zuschlägeder Gewerbesteuer
von 100 auf 200 °/n, und dazu kommt nur eine ziemlich hoch bemessene Gruudwertsteuer.

Also, meine Herren, trotz des Aufblühens von Vuhwintel sind die Ausgaben viel stärker
gestiegen,als die Einnahmen, Schon jetzt ist Vohwinkelauf 200 "/„ Kummunalsteuerzuschläge
gekommen. Die ganzen — die ganzen ist zuviel gesagt — aber ein großer Teil der Kommunal¬
aufgaben, uamentlich die Kanalisation steht der Gemeinde noch bevor. Es ist also mit Sicherheit
vorauszusagen,daß wie ja fast iu allen Vorortsgemeindengrußer Städte, an die größere Ansprüche
gestellt werden, ohne daß sie die entsprechenden Mittel dazu haben, anch in Vohwinkeldie Kommu¬
nalsteuer-Zuschlägenoch erheblich wachsen werden, daß Vohwinkelallein kanm imstande sein würde,
diesen großen steigenden Aufgaben zu genüge«,während die Vereinigungdie Möglichkeit bietet, dort
wirklich zweckmäßige, einheitliche sanitäre und sonstige komnmualeEinrichtungen zu treffen.

Ich wiederhole, die Vereinigungist vom Standpunkt einer alten, wohl fundierten, industriellen
Stadt wie Elberfeld eine absolute Notwendigkeit,vom Standpunkte Vohwinkelszwar nicht absolut
notwendig, aber doch eine nützliche, auch vom Staudpunkte Vohwinkelszu vertretende Sache.

Nun, meine Herren, kommt die berühmte „Uebereilnng", die in all den Protesten eine
Rolle spielt. Ich kann im Augenblick nicht beurteilen, ob diese eine Sitzung mit der kurzen Frist
anberaumt wurden ist oder nicht, halte das aber für ganz unerheblich. Denn, meine Herren, sachlich
kann vun einer Uebereilnngüberhaupt nicht gesprochen werden. Diese Frage der Vereinigung von
Vohwinkelund Elberfeld wird seit Jahr und Tag diskutiert, in allen Blättern besprochen, ist wieder«
holentlichGegenstandder Beratungen des Gemeinderats gewesen.

Ich glaube, von einer Uebereilnng in dem Sinne, daß die einzelnen nicht Zeit gehabt
hätten, sich die Tragweite der Maßregel zu überlegen, kann schlechterdings nicht die Rede sein.
Ich meine: Wir wollen doch nicht plus ro/alisto ^u« 1o roi sein. (Sehr richtig!)

Der Gemeinderat hat bei 34 Stimmen, wenn ich nicht irre, mit 28 gegen 6 Stimmen,
der Eingemeindung in Elberfeld zugestimmt. Es ist sehr interessant, daß die Protestler, die jetzt
so scharf dagegen opponieren, folgende Erklärung nach der Abstimmung abgegeben haben: Nach
erfolgter Abstimmung erklären die Herren, die nicht zugestimmthatten, daß, falls die beabsichtigte
Bitte znr Erzielung der Einigkeit vor erfolgter Abstimmung ausgesprochen worden wäre, sie dieser
Bitte gefolgt wären. (Heiterkeit.) Also die sechs Protestler haben nachher doch auch ihren Protest
innerlich vollständig aufgegebenund zugestimmt, indem sie sagten: Hätten sie gewußt, daß es aus
die Einstimmigkeitankäme, so wären sie auch für die Einstimmigkeitgewesen. (Heiterkeit.)

Und, meine Herren, wie solche Unterschriften zustande kommen, das ist alles in der
Kommissionsehr eingehend geprüft worden. Ich möchte im Plenum uicht einige Streiflichter darauf
werfen, ich glaube, das ist überflüssig. Aber jeder, der weiß, wie solche Petitionen zustande kommen,
die hier zum Teil durch Kinder herumgetragen wurden sind, weiß auch, wie sie zn bewerten sind-

Vor allem, meine Herren, möchte ich noch auf eins hinweifen. Der Kreistag, der doch
das erste Interesse gehabt hätte, gegen die Loslösung von Vohwinkelzu stimmen, hat sich in Er¬
kenntnis der sachlichen Notwendigkeiteinstimmigfür die ganze Maßregel ausgesprochen.

Es steht also so: Auf der einen Seite ein einstimmigerBeschlußvon Elberfeld, auf der
anderen Seite ein Beschluß von Vohwinkel,gefaßt mit 28 Stimmen gegen 6 Stimmen, die nach
der vun ihnen abgegebenenErklärung eigentlich auch mehr oder minder als zustimmendanzusehen
sind, und endlich ein einstimmigerBeschlußdes Kreistages.

Ich glaube, meine Herren, wenn die Dinge so liegen, wenn es sich, was ich nochmal
betunen möchte, hier nicht um die Bcfriediguug eines Machtkitzelsvon Elberfeld handelt, fondern
um eine wirtschaftlicheNotwendigkeit erster Ordnung, dann sollte der Provinziallandtllg wohl M
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der Lage sein, der ganzen Maßnahme zuzustimmenund nicht die Entscheidung auszusetzen,denn
daß >uir in einem Jahre klüger geworden sein sollten, vermag ich nicht einzusehen. Die Sache ist
vollkommen spruchreif. Ich glaube, es ist eine gewisse Gefahr, wenn man sich nun nicht alsbald
in der Sache schlüssig macht, und da kaun ich nur nochmals bitten, dem einstimmigenVotum der
Fachkommission auch im Plenum Folge zu geben. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetev. Conze.
Abgeordneterv. Conze: Ich habe nicht die Absicht, jeden Punkt uoch einmal aufzu¬

rollen, den ich vorgebrachthabe und den natürlich mit viel größerer EloquenzSeine Exzellenzgegen
mich verteidigt hat. Ich will nur das Eine wiederholen,daß die Industrie von Elberfeld Terrains
braucht, die ganz unabhängig sind von der Eisenbahn, überhaupt von der Vodeubeschaffenheit.Bei
dem, was Seine Exzellenzüber das Terrainseigentum von Elberfeld in der Gemeinde Vohwinkel
gesagt hat, handelt es sich nm das Gnt Lünteubeck, das Elberfeld vor ein Paar Jahren gekauft
hat. Wie es damit bestellt ist, wie die eigeuc Gemeindevertretung,der Stadtrat darüber urteilt,
geht daraus hervor, daß die Stimme des Herrn Oberbürgermeistersfür den Ankauf hat entscheiden
müssen. Die Stadtverordneten-Versammlunghat sich zur Hälfte dafür, zur Hälfte dagegen aus¬
gesprochen. Ich stelle die Sache der Znknnft anheim. Ich glaube nicht daran, das Lüntenbeck ein
mdustneller Ort werden wird, und, wie gesagt, ich bleibe dabei, die Industrie kaun es nicht sein,
die Elberfeld znr Eingemeindungtreibt. Ich glaube, wir werden es in nicht ferner Zeit erleben,
daß die Entwickelung Elberfclds auf industriellemGebiete nicht dadurch gefördert werdeu wird, und
daß Vohwinkelauch nicht dadurch profitiert.

Ich habe vorher gewußt, daß ich hier die Luft vergebens erschütternwürde (Heiterkeit),
habe es aber doch für meine Pflicht gehalten, das, was meine Freunde in Vohwinkel von mir
wünschten,zu erfüllen und die großen Bedenken hervorzuheben, die wirklichin der Sache liegen,
und die man ein bischen hart bei Seite geschoben hat.

Ich stehe so zu der Sache. Ich meine, daß sowohl Elberfeld wie Vohwinkelbei dieser
Vereinigung nicht auf ihre Kosten kommen werden.

VorsitzenderSpiritus: Zur allgemeinen Beratung wünscht das Wort noch der Herr
Abgeordnete Molenaar.

AbgeordneterMolenaar: Meine sehr geehrten Herren! Ich bin kein Textilindustrieller,
aber als Crefelder stehe ich doch der Textilindustrie sehr nahe.

Der AbgeordneteConze hat den vorliegendenAntrag meiner Ansichtnach von einem viel
su einseitigen Standpunkt betrachtet. Wir haben vor einigen Jahren in Crcfeld dieselben Ver¬
handlungen aus demselben Grunde gehabt, weil die Industrie sich nicht auf einer zu einseitigen
Basis entwickeln sollte und kann. Alle Werke haben eine Ausdehnungsmüglichkeit nötig. Auch die
-Textilindustrie braucht Kohlen und audere Materialien, die hcrangeschafft werden müssen.

Die Entwickelung der Industrie auf dem iu Rede steheudeu Gebiet beruht uicht auf einer
s^ großen Einseitigkeit, wie sie uns der Abgeordnete Conze dargestellt hat. Wenn wir nun die
Industrie fördern wolleu, so muß ihr Terrain zur Verfügung stehen, uud ich bin auch soweit mit
den Elberfelder Verhältnissen bekannt, daß ich weiß, daß das dort nicht der Fall ist. Es handelt
l>ch nicht um vermögende Leute, die abwaudern wollen, sondern es handelt sich um Leute, die
-vermögen schaffen sollen, (Sehr richtig!) und zwar auf einer Grundlage, die gesuud ist. Ich kann
d'e Gründe des Herrn Geheimrat Conze in keiner Hinsicht anerkennen. (Beifall.)
^ VorsitzenderSpiritus: Es hat sich niemand weiter zur allgemeinenBeratung gemeldet,
^ch erkläre sie daher für geschlossen.Wir kommen nun nach den verlesenen Bestimmungenzur
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Beratung der einzelnenParagraphen des Gesetzentwurfs. Es muß, falls nicht «n bloc - Annahme
gewünschtwird, jeder einzelne Paragraph verlesenund zur Verhandlung gestelltwerden. (Rufe:
on dloo-Annahme!)

Es wird von vielen Seiten en bloe - Annahme gewünscht. Das kann natürlich nur durch
Mehrheitsbeschlußgeschehen. Dann müssen wir aber zunächst über den Vertagungsantrag des
Herrn AbgeordnetenConze abstimmen; denn, wenn die sn blao - Annahme genehmigtwird, ist die
Sache abgeschlossen.

Sie würden also mit diesem Vorgehen einverstandensein, daß ich zunächst über den Antrag
des Herrn AbgeordnetenConze abstimme»lasse, welcher lautet:

„Der Landtag wolle die erforderte Aeußerung bis zum nächsten Landtage vertagen."
Aber auch ehe ich das tue, würde ich zunächst noch dem Herrn Referenten das Wort

zum Schlüsse geben.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn

Abgeordnetenv. Eonze nötigen mich, doch einiges zu erwidern.
Er hat zunächst den Vorwurf erhuben, daß die ganzen Beratuugeu und Verhandlungen

überstürzt worden seien. Diese Behauptung ist meines Erachtcns unrichtig. Einem großen Teile
von uns ist bekannt, daß die Frage der Eingemeindung von Vohwinkel nach Elberfeld schon seit
Jahren schwebt. Wenigstens mir persönlich ist bekannt, daß die Frage schon seit mehreren Jahren
erörtert wird. Wenn nun seit dem Mai vorigen Jahres eine gemeinsame Kommissiongetagt hat
und wenn sie 8 Monate gebrauchthat, um zu einem positiven Ergebnissezu kommen, so sollte ich
doch meinen, daß, da die Verhältnisse nicht besonders kompliziert liegen, diese Zeit für alle Ve<
teiligten vollkommenausreichendgewesen ist, um sich schlüssig zu machen. Diese Veratungen habe»
nicht bloß in der Kommissionstattgefunden, Erörterungen wurden auch in weiten Kreisen der Be¬
völkerunggepflogen,die ja doch wußte, daß die Kommission eingesetztwar, um die Eingemeindungs¬
frage zu erledigen. Nun ist es richtig, daß, nachdem ein positives Ergebnis erzielt worden war,
nachdem sich alsdann der Gemeinderat von Vohwinkel und die Stadtverordneten-Versammluugvon
Elberfeld schlüssig gemachthatten, schnell gehandelt worden ist. Dies war aber durchaus erklärlich»
Wer über Eingemeindungssachenunterrichtet ist, weiß, daß dann die Agitation lebhaft einsetzt, und
daß, wenu man sich Zeit läßt und nichts in der Sache tut, diese Agitation maßlos anschwillt-
Dem muß natürlich vorgebeugtwerdeu.

Was die Augaben des Herrn Abgeordneten 0. Conze betrifft, daß die Industrie von
Elberfeld keinen Eisenbahnanschlußnötig habe nnd Terrain genng im Stadtgebiet Elberfeld habe
und daher Vohwinkelnicht brauche, so trete ich darin dem Herrn AbgeordnetenMulenaar durchaus
bei. Es handelt sich doch grade darum, daß die Einseitigkeitder Indnstrie Elberfelds behoben wird.
Elberfeld kann auf die Dauer nicht allein von seiner Textilindustrie leben, sundern muß eine
gemischte Industrie haben. Gerade die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenConze haben schlage»"
bewiesen, wie notwendig dies ist. Er hat mit Recht hervorgehoben, daß die Textilindustrie die
männlichenArbeiter nicht anzieht, sondern verliert. Und, meine Herren, gerade wenn eine solche
Abwanderung vorliegt, muß dafür gesorgt werden, daß der Abwanderung von Arbeitern auch "«e
Zuwanderung von Arbeitern entgegengestelltwird. Elberfeld braucht also eine andere Industrie,
die geeignet ist, männlicheArbeiter anzulocken, denn sonst gehen der Stadt die männlichenArbener
immer mehr verloren.

Ich muß dann ganz besondersbedauern, daß der Herr Abgeordnetev. Conze auch eme
allgemeineBemerkunggegen die großen Städte gemacht hat, und daß aus seinen Ansführuuge"
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une gewisse allgemeine Animosität gegen die großen Städte herausklang. Ich bedauere dies
außerordentlich. Meine Herren! Ich will nicht weiter hervorheben, welche Verdienste sich die
großen Städte um die Wohlfahrt des preußischenVaterlandes erworben haben, wie weit sie als
Träger unseres wirtschaftlichenFurtschritts angescheu werden müssen, wie weit sie für sich in
Anspruchnehmen köuueu, daß sie die Träger einer großen fortschreitendenKultur gewesen sind,
^s kommt ja hier noch besonders in Betracht, daß Vohwinkclkeine ländliche Gemeinde ist; in
Vohwinkelsind gar keine ländlichen Verhältnisse mehr. Dadnrch, daß Vohwinkcl zu Elberfeld
geschlagenwird, wird au den städtischen Verhältnissenkaum etwas geändert werden.

Ich möchte entschieden bitten, meine Herren, dem Vertaguugsantrage des Herrn Abge¬
ordneten Conze nicht zuzustimmen. Wenn wir vertagen, werden wir im nächsten Jahre nicht weiter
>em; wir werden nur erleben, daß eine unbegrenzteAgitation für und wider einsetzt. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Wir kommenjetzt zur Abstimmung über den Vertagungsantrag
°es Herrn AbgeordnetenConze. Ich bitte die Herren, Platz zu nehmeu, damit wir das Resultat
feststellenkönnen.

Diejenigen Herren, welche vertagen wollen, bitte ich aufzustehen. (Geschieht.) Das ist die
Minderheit; der Autrag ist abgelehnt.

Diejenigen Herren, welche die Vorlage <m dloo annehmen wollen, bitte ich, sich zu er¬
hebe,!. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit.

Ich stelle noch ohne besondere Abstimmung fest, daß die Petitionen damit ihre Erledigung
Pfunden haben.

Wir kommen dann zum
Antrag der IV. Fachkommission Zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aeußerung zu dem Entwurf eines Gesetzes über die
Verpflichtung der Gemeinden in den Landkreisen der Rheinprovinz zur
Bullenhaltung.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterScherer, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Scherer: Meine Herren! Die erste Voraussetzung für

""e gedeihlicheEntwickelungder Rindviehzuchtist zweifelloseine gute Stierhaltuug. (Zustimmung.)
we den Bedürfuisseu eutsprechcude,gute Stierhaltuug kann aber in einem überwiegenden Teile
" Rhcinprovinz nicht durchgeführt wcrdeu ohne die Einführung der Gemciudestierhaltung. Dies
" auch der Gedanke, der bereits dem gegenwärtiggeltendenGesetze, betreffend die Bnllenhaltung

^gründe gelegen hat. Mit dem Erlaß dieses Gesetzes hatte man bereits die Absichtverfolgt, die
^"""bestierhciltuug in möglichst großem Umfange zn fördern. Wahrend nun das gegenwärtig

U tende Gesetz in fchr erfreulicherWeife eiue Hebung der Rindviehzuchtnach mancher Richtung
)n herbeigeführthat, hat es doch die so wünschenswerte Förderung der Gemeiudestierhaltungnicht
^°em beabsichtigtenUmfange verwirklichen lassen. Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes war die
^"""bestierhaltung in 233 Gemeinden durchgeführt; zurzeit besteht sie in 650 Gemeinden bei
nicki . ^"l"Mhl von 3300 Gemeinden. Wo die Gemeindestierhaltuugeingeführt ist, hat wohl
der n ^^«Nvärtig geltende Gesetz die Handhabe dazu geboten; es ist vielmehr den Bestrebungen

' HufsichtZbehürdeu zu verdanken,daß in den Gemeindevertretungenimmer mehr das Verständnis
G "^ gedeihlicheEntwickelung der Nindviehzucht zur Geltung gebracht worden ist. Wo die

ememdestierhllltungnicht durchgeführtist, liegt die Stierhaltung vielfach ganz außerordentlichim
gen. Sie ist vielfachLeuten übertragen, die gar kein Interesse an der Viehzuchthaben, die die
'"Haltung vielmehr lediglich zu ihrem eigenen Gewinn betreiben. Die für die Stielhalter fest«
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gesetzten Entschädigungensind zum Teil außerordentlichgering, so daß eine ordnungsmäßige Stier¬
haltung dafür gar nicht möglichist. Die Stiere sind vielfach in völlig unzureichenden Stallungen
ohne Licht und Luft untergebracht. Haltung und Pflege der Stiere lassen nach mancherRichtung
hin außerordentlichviel zu wünschen übrig.

Seit längerer Zeit habeu daher die landwirtschaftlichen Organisationen nnd alle beteiligten
Kreise, denen die Förderung der Riudviehzuchtam Herzen liegt, angestrebt, eine Aenderung des
gegenwärtig geltenden Gesetzes herbeizuführen,und zwar nach der Richtung hin, daß die Gemeinde-
stierhllltung mehr in den Vordergrund gerückt wird uud daß dem Kreisausschuß eine maßgebende
Einwirkung auf die Entschließungder Gemeinden eiugeränmt wird.

Der gegenwärtig vorliegendeEntwurf entspricht einer Anregung des landwirtschaftlichen
Vereins für Rheinprenßen. Er ist im Ministerium des Innern nnd im Landwirtschnftsministcrium
erörtert und nnnmehr von Seiner Exzellenzdem Herrn Ober-Präsidenten dem Provinziallandtage
zur Aeußerung vorgelegt worden, da es sich um einen Entwurf handelt, der speziell die Rhein-
Provinz betrifft.

Der Entwurf stellt als Regel die Gcmcindestierhaltungans, im Gegensatz zu dem gegen¬
wärtig geltenden Gesetze, das die Gemeindestierhaltungnur in sehr bedingter Weise znläßt. Er
berücksichtigt in sehr glücklicher Weise die verschiedenartigenVerhältnisse der Nheinprovinz, einer
Provinz, in der wir auf der einen Seite hochentwickelteGebiete der Viehzucht habeu, ans der andern
Seite die ärmeren Gebirgsgegenden,in denen die Rinduiehzuchtnoch fehr darniederliegt. In dem
Entwurf ist dem Kreisausschußeine maßgebendeEinwirkung auf die zu trcffeudeuEntscheidungen
eingeräumt worden. Die Entschließungender Gemeinden werden vielfach durch NebcninteresseN
nnd sonstige Umstände beeinflußt. Es ist daher dringend erwünscht, daß die maßgebendenEnt¬
scheidungen einer BeHürdewie dem Kreisansschuß übertragen werden, die in der Lage ist, sowohl
den Verhältnissen der einzelnen Gemeinden wie auch namentlich den Bedürfnissender Zucht in sach¬
gemäßer Weise Rechnung zn tragen.

Ich darf nunmehr wohl zu den einzelnenBestimmungendes Entwurfs übergeheu.
Im Z 1 ist zunächst, wie ich das eben schon andeutete, die Verpflichtungstatuiert, daß tue

Gemeinden die für die Nindviehzucht im GemeindebezirkerforderlicheAnzahl Bullen zu halten
haben, im Gegensatzzu dem 8 1 des gegenwärtig geltenden Gesetzes, in dem lediglich bestimmt
war, daß wenn und soweit die Anzahl der in einer Gemeinde gehaltenen Bullen eine ungenügende
ist, die Gemeinde die Pflicht hat, die erforderlicheAnzahl von Bullen anzufchaffen und zu
unterhalten.

Im Abfatz 2 des ß 1 ist dann bestimmt, auf wieviel Stück Rindvieh mindestens ein
Bulle gehalteu werden muß, die maßgebendeEntschließunghierüber ist dem Kreisausschußeinge¬
räumt worden. Der Kreisansschußkaun dabei über das Mindestmaß Hinausgeheu. Er kann aber
— worauf ich nachher noch kommen werde — auch da, wo es erforderlich ist, eine erleichternde
Bestimmung treffen bezw. eine Ausnahme zulassen.

VorsitzenderSpiritus: Darf ich den Herrn Referenten einmal unterbrechen?
Es wird sich nach den Bestimmungen der Gefchäftsordnnng und mit Rücksicht ans Zeit¬

ersparnis empfehlen, zunächst die allgemeineDebatte vorzunehmen, da ja die Möglichkeitgegeben
ist, nachher statt der Einzelberatuug eine «n Kloc - Annahme zu beschließe». Es handelt sich «M
eiuen Gesetzeutwurf, der zunächstzur allgemeinenBeratung zn stellen ist.

Dann darf ich wohl bitten, daß die Herren sich melden, die zur allgemeinenBeratung
das Wort haben wollen. — Eine allgemeineBeratung wird nicht beliebt.
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Wir kämen dann jetzt zu der Beratung der einzelnenBestimmungen des Gesetzentwurfs,
die nach den Vorschriften der Geschäftsordnung einzeln zu verlesen sind. Darum kommen wir ja
nicht herum, falls nicht on dloo - Annahme gewünscht wird. (Zurufe: on dloo!) Es wird der
Antrag auf «u bloo - Annahme gestellt. Der Herr Referent scheint auch keine Bedenkendagegen
sn haben. Er hat allerdings zu einzelnenParagraphen noch Wünsche der Kommissiongeltend Zu
Machen. Ich würde daher bitten, daß wir dann nicht jeden Paragraphen behandeln, sondern daß
ber Herr Referent da, wo ein Wunfch der Kommission zur Geltung zu bringen ist, ihn vorträgt.
Vei welchen Paragraphen ist das der Fall?

BerichterstatterAbgeordneterScherer: Mit Bezug auf den zweiten Satz des § 3 wurde
w der Kommission darauf aufmerksamgemacht, daß die letztere Bestimmung vielleichtzu ciuem
Mißverständnis führen könne, Es wurde hervorgehoben,daß nach dem Wortlaute vielleicht ange¬
nommen werden könne, das Ncihumhalten der Bulleu solle nicht unzulässigsein in dem Falle des
^ 2 Nr, 3, wo es den Gemeindengestattet ist, in anderer Weise Vorsorge zu treffen, daß Bnllen
uun ihren Eigentümern den übrigen Vichbesitzern der Gemeindezur Verfügung gestelltwerden. Es
'""lde in der Kommissionhervorgehoben, es könne vielleicht angenommenwerden, dies sei keine
^«ucindestierhaltung und demgemäß finde das Verbot des Neihumhalteus auf diesen Fall keine
Anwendung. Die Kommissionwar aber einstimmig der Auffassung, daß auch die Stierhaltung
nach dem § 2 Nr. 3 als Gemeindestierhaltunganzusehen sei. Damit würde das Bedenken behuben
!°m, daß aus der Auslegung des § 3 Satz 2 ein Mißverständnis resultieren lüunte.

Abänderungsvorschlägehat die IV. Fachkommission nicht gemacht, sie stellt sich mit den:
^rovmzialausschußauf den Standpunkt, daß in dem vorliegenden Entwurf eine wirksame Handhabe
^r Förderung der Rindviehzuchtgegeben ist.

Namens der IV. Fachkommission habe ich daher die Ehre, dem hohen Hanse vorzuschlagen,
M vorliegenden Entwürfe der KöniglichenStaatsregierung zuzustimmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Es
legt der Antrag auf on blno-Annahme des Gesetzes vor. Ich frage, ob jemand aus dem Hause
lesem Antrage widerspricht. Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich den Gesetzentwurffür eu

°"o angenommen.
Wir gehen über zum folgendenGegenstandder Tagesordnung:

Antrag der lV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Gesuche um Abstaudnahme von der Verfolgung
von Negreßansprüchen der Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschllft.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterScherer.
BerichterstatterAbgeordneterSchcrer: Meine Herren! Es handelt sich im vorliegenden

^"Ue um zwei Anträge von Vetriebsuuteruehmeru, welche von der landwirtschaftlichen Berufs-
uenossenschllftin Anspruchgenommenwurden sind. Bei den in Frage kommenden beiden Bctriebs-

'lallcn sind den VerletztenEntschädigungenuud Reuten zugebilligtworden. Diese Aufwendungen
"Den den Vetriebsunternehmcrn zur Last gelegt, da die Unfälle auf eine Außerachtlassungder

U tenden Unfallverhütnngsvorschriftenznrückzuführeu sind. Die rheinische landwirtschaftliche Berufs-
^ nosscnschaftwill daher die Betriebsunternehmer regreßpflichtigmacheu. Hiergegen haben die
ber?"-^ ^"tscheidung des Provinziallandtages cmgcrufen. Der Proviuziallandtag hat sich nuu
cm, «- " scheren Beschlüssenstets auf den Standpunkt gestellt, daß derartige Regrcßansprüche

undscWch zu verfolgen sind. Die IV. Fachkommissionhat sich ebenfalls ans diesen Standpunkt gestellt.
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Namens der IV. Fachkommission habe ich die Ehre, Ihnen vorzuschlagen, die vorliegenden
Anträge abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag der IV, Fachkommissionzur Verhandlung. — Es meldete sich niemand zum
Wort. Da kein Widerspruch erfolgt, konstatiere ich die Annahmedes Antrages der IV. Fachkommission.

Wir gehen über zum folgendenGegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900
sowie Voranschläge für die Fürsorgeerziehungsaustalten Fichtenhain,
Rheindahlen und Solingen für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911
bis 31. März 1912.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterMinien. — Ich erteile dem Herrn Berichterstatter
das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterMiniem Meine Herren! Sie finden den Haushaltsplau
der FürsorgeerziehungsaustaltenMinderjähriger auf Seite 246. Der Haushaltsplan schließt in
Einnahme und Ausgabe ab mit einer Summe von 3 049 600 Mark, das bedeutet ein Mehr gegen
den vorjährigen Haushaltsplan von 605780 Mark. In Wirtlichkeitbeträgt das Mehr nun nicht
605 780 Mark, sondern es verringert sich in Einnahme und Ausgabe um Punkt II der Einnahme,
nämlich um 160000 Mark. Das ist der Posten für die Kosten der ersten Ausstattung der neu
eingelieferten Zöglinge, welche gemäß 8 15 Absatz 1 des Gesetzesvon den Ortsarmenverbäudeu
zu zahlen sind.

Meine Herren! Früher wurden diese Kosten von den Ortsarmenverbänden getragen und
an die Fürsorger oder an die einzelnenAnstalten abgeführt. Von jetzt ab laufen sie durch den
Haushaltsplan selbst. In Wirklichkeiterhöhen sich demnach die Kosten für die Fürsorgeerziehung
nicht um 605 780 Mark, sondern um 445 780 Mark. Da zwei Drittel auf den Staat entfallen
und ein Drittel auf die Provinz, so beträgt der Mehrbedarf für die Provinz 148860 Mark.
Meine Herreu, dieser Mehrbedarf ist nnn auf mehrfache Umstände zurückzuführen; iu der
Hauptsache beruht er auf der größeren Zahl der Verpflegungstage, d. h. auf der größeren Zahl
der eingeliefertenFürforgezöglinge. Diese Zahl wird bestimmt am 1. April 1911 8600 betragen.
Man rechnet für das Rechnnngsjahr 1911 auf eiucu Mehrzufluß vou 700 Zöglingen gegenüber
der Abwanderung durch Entlassung. Diese 700 Zöglinge belasten mm nicht etwa deu Haushalts¬
plan das ganze Jahr hindurch, sondern es wird angenommen, das nur für die Hälfte der Zeit
diese 700 Zöglinge in Rechnung kommen, weil sie ja successiveübernommen werden. Also sind
statt der 700 Zöglinge 350 einzusetzen.Die Zahl der Zöglinge beträgt daher für das Jahr 1911
voraussichtlich8950.

Meine Herren! Abgesehen von der erhöhten Zahl der Zöglinge sind die Mehrausgaben
auch dadurch bediugt, daß der Pflegesatz, der bisheran auf der Grundlage des Jahres 1909 mit
270 Mark pro Kopf des Zöglings für das Jahr berechnet wnrde, nuumehr auf 300 Mark an¬
genommenwerden muß. Diese Erhöhung ist auf die Verteuerung der Lebensverhältuissewie auch
darauf zurückführen,daß hinsichtlich der Fürsorgeerziehungsanstalteuweitere, größere Aufforderungen
an die Qualität und die Quantität des Erzieherpersonals gestellt werden. Meine Herren, Sie
entsinnen sich, daß, so oft ein Fall von schlechter Behandlung in Privntaustalten - ich denke vor
allem an andere Provinzen — in der Presse zur Sprache kommt, jedesmal die öffentliche Meinung
dahin drängt, daß als Erzieher selbst die Besten grade gut genug seieu.
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Meine Herren! Ich muß Ihnen mm leider die weitere Mitteilung machen,daß, wiewohl
bie Zahl der Zöglinge zuverlässig berechnet ist, doch der Haushaltsplan höhere Anforderungen
stellen wird als in ihm selbst augegeben ist. Meine Herren, das beruht darauf, daß nach Auf¬
stellungdes Haushaltsplaus in den letzten Wocheu vou eiuer großen Zahl von Privatanstalten, in
denen bekanntlich ja der Provinzialverbaud die meisten FürsorgezöZliugeuntergebrachthat, an den
Herrn Landeshauptmann Anforderungen auf Erhöhung des bisherigen Pflegesntzesherangetreten
swd. Diese Anforderungen werden einesteils damit begründet, daß die Teueruugsverhältnisseeine
wiche Erhöhung rechtfertigen, zweitens auch damit — wie ich ebeu schon andeutete — daß reich-
ucheres Personal gehalten werden muß, uud daß vor allem auch eine bessere Qualität von Personal
"»zustellenist. Dann rechtfertigt sich die Erhöhung vor allem dadurch, daß die Privatanstalten
Mcht, wie das bei den Provinzialanstalten meist der Fall ist, aus ihren wirtschaftlichen Betrieben ein
Uns herauswirtschafteu,sondern sich vielfach sogar mit einem Minus zufriedeu gebeu müssen. Dies
kummt daher, daß ein steter Wechsel in den Werkstättenstattfindet, und daß, sobald die Zöglinge
"N Handwerkknapp erlernt haben, man sie dann auch als sittlich reif uud gefestigt betrachtenmuß,
so daß der Zeitpunkt der Eutlafsuug aus der Fürsorgeanstalt gegeben ist,

Meine Herren! Sie sehen also, wir haben in Wirklichkeitmit einem höheren Zuschuß
^l rechueu, als im Haushaltsplan vorgesehen ist.

Meine Herren! Da, wie ich schon bemerkte, von den Kosten zwei Drittel auf den

^wat uud eiu Drittel auf die Provinz entfallen, erhöht sich der Staatszuschuß von 1602 480
"l«k im vorigen Jahre auf 1900200 Mark im jetzigen Haushaltsplan.

Wcun ich jetzt auf die eiuzeluenHaushaltspläuc eingehe« darf, so habe ich wesentliches
ö^M Haushaltsplan der Anstalt Fichtenhain zunächst uicht zu bemerken. Nur auf eine formelle

ache ist aufmerksam zu machen, nämlich, daß früher den Haushaltsplan für Fichtenhain eine
nortislltions- und Ziustabelle beigefügt war, woraus ersichtlich war, was an Zinsen und Amorti-

Mion aufzubringensei. Diese Anlage ist jetzt weggefallen, und es findet sich diese Position im
Haupt-Haushaltsplan. Es ist nur der Gleichförmigkeit halber geschehen, um eiue Uebereinstimmung
nnt deu Haushaltsplänen für Rheindahlen und Solingen herbeizuführen,in denen der Zinsen- uud
UMortisatiousdieustuicht vorgesehen ist.

Meine Herren! Die Erhöhung von im ganzen 16 800 Mark im Haushaltsplan für
6lchtcuhain ist einmal zurückzuführenauf die auf Grund der Besoldnngsordnung zu zahlenden
^ltcrszulagcu, sowie auch auf die demgemäßerhöhten Pensionskassenbeiträge,zum anderen darauf,
°aß satznugsgemäß Assistenten in etatsmäßigeStellen aufrücken. Dann sind auch kleine Erhöhungen
"folge der teureren Lebensverhältnisseeingetreten. Das macht sich eben überall in allen Haushalts-
plnnen geltend. Die Belegung der Anstalt finden Sie auf der Vorderseite des Haushaltsplans.

^ brauchedarauf nicht näher einzugehen.
Zu dem landwirtschaftlichenHcmshaltsplau der Austalt Fichtenhain und zu den Vetriebs-

"ertstätten habe ich weitere Ausführungen uicht zu machen. Ich bemerke nur noch, daß die Anstalt
chtenhaiu """' Provinzmlzuschußnicht erfordert.

, Meine Herren! Uebergehendzum Haushaltsplan der FürsorgeerziehungsanstaltRhein-
aylen, Seite 282 ff., habe ich zu bemerken, daß die Anstalt jetzt voll belegt ist, uud daß jetzt auch

^Abteilung für Luugenkrauke fertiggestelltist, ebenfo das Isolierhaus, sowie daß auch schon die
teünng selbst mit Lungenkrankenbelegt gewesen ist, und daß auch Erfolge insofern zu erkennen

"en als 9 als geheilt aus der Lungenheilstäw'entlassen werden konnten. Diese Anstalt unter¬
en sich auch selbst.
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Man hat bei der Aufstellung des Haushaltsplanes von Rhcindahlen auch noch mehrfach
auf die ähnlichen Verhältnisse von Fichtenhain zurückgreife:: müssen, weil bestimmteUnterlagen bei
der Aufstellungdes Voranfchlags noch nicht vorlagen, da die Abteilung für Lungcukrauke erst in:
August v. I. iu Benutzung genommenworden ist.

In noch höherem Maße ist das bei der Anstalt Solingen der Fall, die bekanntlich am
15, November 1910 teilweiseeröffnet worden ist. Hier war es nicht möglich,einen Haushaltsplan
cmfzustelleu. Dort steht der Haushaltsplan nur insoweit fest, als er die Gehälter betrifft. In:
übrigen ist es ein Blanko-Hanshaltsplan, der nur als Richtschnurfür die Verwaltung dieut, und
wo auch die Ergebnissevon Fichtenhain zu Hilfe geuommenwerden müssen.

Meine Herren! Das sind die einzelnenHaushaltspläne, um deren unveränderteAnnahme
ich namens der II. Fachkommission das hohe Haus zu bitten habe.

Meine Herren! Gestatten Sie mir aber noch einige weitere Ausführungen, mit denen
ich einem Wunsche der II. Fachkommission nachkomme.

Es wird Sie interessierenzu hören, was ans die Anträge, die der 50. Provinziallaudtag
an die Staatsregierung gestellt hat, erfolgt ist, bezw. welches Schicksal diese Anträge voraussichtlich
habe:: werden.

Das hohe Haus hat am 10. März 1910 beschlossen, die Königliche Staatsregierung
zu bitten, für den Fall, daß eine Beseitigung des Widerspruchsder bekanntenbeiden Entscheidungen
des Kanunergerichtsund Oberverwaltungsgerichtsdurch Aenderung der Stelluuguahme des Kamnicr-
gerichts nicht in Kürze zn erwarten ist, eine Aenderung des Gesetzesim Sinne der Entscheidung
des Oberwaltungsgerichts herbcizuführcu, ferner die Königliche Staatsregierung zu bitte::, eine
Aenderung des Gesetzes wegen der oberen Altersgrenze im Sinne des Gesetzesfür das Königreich
Sachsen herbeizuführen.

Der erste Antrag bezieht sich also auf die Uustimmigkeitenin den Entscheidungen des
Oberverwaltungsgerichtsund des Kammergerichts. Ich will sie der Vollständigkeithalber noch kurz
erwähnen: Das Kammcrgerichtsteht auch heute noch ans den: Standpuult — eine Aenderungder
Auffafsuug ist uoch nicht eingetreten — daß eine Uebelweisung zur Fürsorge nur stattzufinden
habe in: Falle einer fnbjektivcn Verwahrlosung, daß dagegen in: Falle einer objektivenVerwahr¬
losung nicht die Fürsorgeerziehung, sondern die Armenverwaltung einzutreten hat, das heißt also,
sie hat den Betreffende:: aus seiner Umgebung herauszubringe:: und anderwärts untcrzubriugen.
Das Oberverwaltnngsgericht dagegen steht auf dem Standpunkte, der auch von uns und der
Proviuzialverwaltung gebilligt wird, daß die Fürsorgeerziehungschlechthin auch bei der sogenannten
objektivenVerwahrlosung einzutreten hat. Die sämtlichen anderen Pruvinzialverwaltungen habe«
sich dem Antrage ans Acndernng in diesem Sinne angeschlossen, uud es steht bestimmt zu erwarten,
daß den: nächsten preußischen Landtage ein Gesetzentwurf vorgelegt werden wird, der zum Ausdruck
bringt, daß die Fürsorgcerziehnugauch für objektiv Verwahrloste schlcchthiu einzutreten hat.

Meine Herren! Das bedeutet uatürlich, daß sich die Zahl der Fürsorgezöglinge, MMlN
im jugendlichenAlter, ganz erheblich vermehren wird. Aber, meine Herren, Sie brauchen nicht
ängstlich zu werden. Diese erhebliche Vermehrung wird größere Kosten für den Provinzialvcrbano
voraussichtlich nicht zur Folge haben, weil die Fürsorgezöglinge in: jugendliche::Alter etwa d:e
Hälfte von den Kosten verursachen, die die der Schule entwachseneu Fürsorgezögliugebeanspruchen,
und es ist auch leicht, diese meist unverdorbenen Zöglinge in Priuntpflcge bei Fürsorgern gegen ganz
geringeEntschädigungenunterzubringen. Jedenfalls werden die Ziele der Fürsorgeerziehung,wenn
dieser Standpunkt des Oberverwaltuugsgcrichteszur Durchführung kommt, erheblich gefördertwerden.
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Meine Herren! Ihr zweiter Antrag ging dahin, die Königliche Staatsregierung zu
ersuchen, ein Gesetz zu erlassen,wunachdie Altersgrenze im Sinne des sächsischenGesetzes auf das
16 Lebensjahr herabgesetzt würde, — bekanntlichist nach unseremFürsorgegcsetz das 18. Lebens¬
jahr die Altersgrenze,— und wonach nur in den: Falle über das 16. Lebensjahr hinans eine Für¬
sorgeerziehung soll verhängt werden können, wenn eine Besserungzu erwarten ist. Dieser Antrag
wird die Zustimmung der Königlichen Staatsregierung nicht erhalten uud daher auch nicht Gesetzes¬
kraft erlangen. Vom Standpunkte der Fürsorgeerziehung scheint es mir auch im Interesse der
Sache zn liegen, wenn er nicht Gesetzeskrafterlangt, denn die Statistik hat erwiesen,daß auch
viele der 17- und 18 jährigen Minderjährigen noch besserungsfähigsind.

Meine Herren! Heute sind wir in der Lage, mit statistischemMaterial darüber zn dienen,
und da interessiertes doch zn erfahren, daß die vom Ministerium des Innern veranlaßte Statistik
für die Jahre vom 1. April 1904 bis 1. April 1909 ein durchauserfreuliches Resultat gehabt hat.
Hinsichtlich der weibliche« Fürsorgezögliuge steht es fest, daß der Dnrchschnittssatzder Gebesserten
für das Alter von 16 bis 18 Jahren nur um 3,7 °/° hinter dem gesamtenDurchschuittzurück¬
bleibt, mit anderen Worten, der gesamteDurchschnittssatzder Gebesserten ist 68,7°/«, der Durch¬
schnitt der Gebesserten über 16 Jahre ist 65 «/<,. Also, meine Herren, Sie sehen, daß es sich lohnt,
baß auch diese Personen der Fürsorgeerzichuugzugeführt werden.

Im übrigen aber, meine Herren, wird es schlechterdings unmöglichsein, daß ein Richter
s"gt: „Ich h^te die Fürsorgeerziehungnicht für nutwendig, weil der Betreffendenicht besserungs¬
fähig erscheint." Trotz aller Klugheit und aller Lebenserfahrungist ein Mensch nicht in der Lage,
über einen solchen seelischen Vorgang zu entscheiden.

Meine Herren! Bei dieser Gelegenheithat uns nun der Vertreter des Landeshauptmanns
weiterhin damit bekannt gemacht, daß dieser aus Anlaß des Berichtes, der seiner Zeit an die
KöniglicheStaatsregierung wegen Abänderung des vorerwähnten Paragraphen 1 des Fürsorge-
erziehungsgcsetzes gerichtet worden ist, auch wcitherhin in Uebereinstimmungmit allen anderen
Pwvinzialverwaltnngen bei der KöniglichenStaatsregierung die Aenderungder §§ 17 und 20 des
Fürsurgeerziehuugsgesetzes angeregt hat. .

Meine Herren! Die beiden Paragraphen handeln über die Aufsicht beim Fürsorge-
"ziehungswesen. Nach § 1? des Fürsorgcerziehungsgesetzeshaben die Kommnnalverbändefür die
Ausführung der Fürsorgeerziehuug und für die Verwaltung der von ihnen errichteten Erziehungs-
u"b BessernngsanstalteuReglements zu erlassen. Die Reglements bedürfen der Genehmigung der
Minister des Innern und der geistlichen-, Unterrichts- und Mediziual-Angelegenheiten. Hmsichtüch
b« Privatllnstaltcu behält es bei den bestehenden Vorschriftensein Bewenden.

Im § 20 heißt es, daß die zuständigen staatlichen Anfsichtsbehördcuder Kommunal¬
verbändeuud in höheren Instanzen der Minister des Innern die Oberaufsichtüber die zur Untcr-
wugung von Zöglingen getroffenenVeranstaltungen zn führen haben. Sie sind befugt, zu diesem
Zwecke Revisionenvorzunehmen. , ^ „ ,

Meine Herren! Es hat sich nun eine Rechtsauffassungbei den Staatsbehörden geltend
^"acht, daß für die Aufsicht über die Fürsorgeerziehungder in Privatanstalteu uutergebmchteu
"ursurgezüglingeder Regierungs-Präsident zuständig sei. .

Die II. Fachkommission ist in vollständiger Ucbereinstimmnng mit der Provmzmlverwaltung
ber Auffassung,das ans dem Satze: Hinsichtlich der Privatanstaltcn behielte es bei den bestehenden
Urschriften sein Bewenden, eine solche Schlnßfolgeruugnicht zu ziehen, daß sie fehlsam ist. Die
Gründe die der Herr Laudeshauptnmnn in seinem Berichte angegeben hat, fanden die Zustimmung
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der II. Fachkommission.Ich möchte meinerseitsnur noch kurz erwähnen, daß es meines Erachtens
vollständiggleichgiltigist, iu welcher Weise der Landeshauptmann die Fürsorgeerziehung ausführt,
ob er die Fttrsorgezüglingeiu eigenenProvinzialaustaltcu unterbringt oder in Privatanstalten. Er
ist der gesetzlicheFürsorger. Daraus, daß diese Privatanstnlteu, meistens Ordensgenossenschaften
gehörig, hinsichtlichder Ausübung der Gesundheits-, Feuer-, Bau- und Sicherheitspolizei dem
Negieruugs-Präsidenten als Landespolizeibehördeunterstellt sind, kann man aber meines Erachtens
nicht folgern, daß darum auch die Negierungs-Präsidcnten zuständig seien, die in diesen Anstalten
für Rechnung der Provinziälverbände au Stelle der Fürsorgeerziehungin eigenen Anstalten ausgeübte
Fürsorgeerziehungzu kontrollieren.

Meine Herren! Abgesehenvon der Rechtsfrage, wo noch eine Reihe von Gründen für
die Auffassungdes Herrn Landeshauptmanns geltend gemacht werden können — was hier aber zu
weit führt — scheint es aber doch der II. Fachkommission im Interesse der Sache richtiger, daß
die Aufsicht über das Fürsurgeerziehuugswesen,sei es iu Privatanstaltcn, sei es in Provinzial-
anstalten, von einer Stelle aus geübt wird, und zwar von der Stelle, die nach den bestehendenGesetzen
berufen ist, die Aufsichtüber die Angelegenheitendes Provinzialverbandes zu führen. Das ist der
Ober-Präsident.

Meine Herren! Abgesehenvon dieser Zuständigkeitsfragespricht anch eine ganze Menge
anderer Gründe erheblich dafür.

Meine Herren! Nur derjenigekaun sich ein abschließendes umfassendesUrteil über das
Fürsurgeerziehungswesenbilden, der in der Lage ist, Anstalten aller Art zu kennen, fei es für
Mädchen schulpflichtigen und nachschulpflichtigeu Alters, sei es für Knaben im schulpflichtigen und
nachschulpflichtigem Alter. Bekanntlich befinden sich nun aber nicht in jedem Regierungsbezirk
Anstalten von jeder Art, so daß alfo dem Ncgicrungs-Präsidenten bezw. dein Dezernenten der
Regierung ein allgemeinerUeberblick über das ganze Fürsurgeerziehungswesender Provinz wohl
abgehen dürfte. Abgesehenhiervon wird auch eine Stetigkeit in der Auffichtsführung und in
den Grundsätzen, nach denen die Aufficht ausgeübt wird, nur dann zu erreichen fein, wenn die
Aufsicht von einer Stelle ausgeübt wird.

Meine Herreu! Bei dieser Gelegenheit knin auch ein anderer Erlaß zur Sprache, und
zwar der Erlaß des Herrn Ministers des Innern vom 25. Dezember vorigen Jahres.

Dieser Erlaß, der in weiterer Ausführung der eben berührten Zuständigkeitsfrageergangen
ist, enthält auch eine Bestimmung,wonach die Vollstreckung der Strafe — es handelt sich hier nur
um Bestrafung von Zöglingen im nachschulpflichtigen Alter, alfo um solche, die der Schule entwachse«
sind — durch die Anstaltsvorsteherin eigener Person zu erfolgen hat.

Meine Herreu! Die Pruvinzialverwaltnng und mit ihr auch die II. Fachkommission hat
große Bedenkengegen eine solche Bestimmung. Abgesehen von dem äußerlichenMoment, daß diese
Verabfolgung von Strafen verschieden wirken wird, je nach dem an der Spitze der Anstalt ein im
besten Mannesalter stehender Direktor steht, der eine gute Faust führt, oder ob ein schon in vor¬
gerückten Jahren befindlicher Anstaltsdirektorvorhanden ist, kann aber auch der Fall eintreten --
und es ist zu befürchten,daß er eintreten wird —, daß die Anstaltsdirektorensagen- Wir sind nicht
verpflichtet,diese Strafen selbst zu vollziehenmit der Begründung, eine solche Verrichtung entspreche
nicht ihrer amtlichen und soziale» Stellung. Die II. Fachtommissionwar der Auffassung, daß in
solchen Fällen der Herr Landeshauptmann wohl nicht in der Lage sein würde, sie mit Erfolg mit
Anweisung zu versehen, daß sie es dennoch tun müßten, bezw. ini Falle der Weigerung eine
Disziplinarstrafe gegen diese Direktoren zu verhängen. Der Herr Laudeshauptmanu hat sich daher
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in einem Bericht eingehend gegen diesen Ministerialerlaß ausgesprochenund hat gebeten, daß es
bezüglich der körperlichen Züchtigungen bei dem bisherigen Verfahren bleiben sollte, d- h. daß die
Züchtigungenin Gegenwart des Anstaltsleiters zu vollziehensind.

Meine Herren! Nach Auffassungderjenigen Herren, die mit der Fürsorgeerziehungnäher
zu tun haben, ist es ganz ausgeschlossen,daß wir ohne eine körperliche Züchtigung auch bei den
der Schnle entwachsenen Fürsorgezöglingenauskommen werden, wiewohl das Bestreben der König¬
lichen Staatsregierung anzuerkennenist, sie auf ein Minimum zurückzuführen.

Es gibt gewisse Roheitsdelikte, wo es absolut erforderlich ist, daß dein betreffenden
Deliquenten Hiebe versetzt werden. (Zustimmung.) Und wenn dieser Erlaß die weitere Folge
haben sollte, daß damit das Züchtigungsrechtin Wirklichkeitnur im Gesetze zwar zugelassen, aber
praktisch nicht mehr zur Ausführung gelangen würde, so würde das doch vielleichtvom Standpunkte
"er Fürsorgeerziehungzu bedauern sein.

Meine Herren! Ich muß Ihre Zeit noch einen kurzen Augenblick in Anspruchnehmen,
um Ihnen auch einige Mitteilungen vorzutragen, die uns in der II. Fachkommissionüber die
voraussichtliche Entwickelungder Fürsorgeerziehunggemacht worden sind, d. h. über die voraussicht-
uchen Kosten, die dem Provinzialverband durch Van von Anstalten in der Folge noch entstehen werden.

Meine Herren! Während in deu sämtlichen anderenPreußischenProvinzen der Veharrungs-
zustand schon eingetreten ist, d. h. die Zahl der neu eingeliefertenZöglinge der der entlassenen
entspricht, sind wir in der Rhciuprovinz noch um einige Jahre zurück. Die Zahl der überwicsencu
Zöglinge hat sich bis 1909 vou Jahr zu Jahr vermehrt — in diesem Jahre betrug sie 2150 —,
während im Jahre 1910 diese Zahl auf 2100 zurückgegangen ist und im Jahre 1911 voraus¬
sichtlichnicht mehr wie 2000 betragen wird. Die Zahl der Entlassungen betrug im Jahre 1910
1200 und wird im Jahre 1911 voraussichtlich1300 ausmachen. Allmählich,voraussichtlichiu
etwa 3—4 Jahren, werden sich die Zahlen der ttberwiesenen und der entlassenen Fürsorgezöglinge
ausgleichen, womit der Beharrungsznstand erreicht sein wird.

Meine Herren! Die Verzögerung iu der Erreichung des Aeharrungszustauoes in der
Nheinprovinz beruht wohl darauf, daß in den ersten 9 Jahren der Geltung des Fürsorgegesetzes
vulleichi weniger eingeliefertworden ist, als geboten gewesen wäre, wiewohldie Zahlen auf 10000
Einwohner berechuet, für alle übrigen Provinzen außer der Rhcinprovinz und für die Nhcinprovinz
Nuht wesentlichdifferieren. Für die sämtlichen Provinzen Preußens außer der Nheiuprovinz sind
un Durchschnittder Jahre 1901—1910 überwiesen wordeu 15,56 Fürsorgezögliuge,für die Rhein¬
provinz beträgt die Zahl 15,94; im letzten Jahre wurden zugeführt 2,95. Also im Durchschnitt
°er ersten 9 Jahre etwas über 1,5, jetzt 2,9, beinahe die doppelteZahl.

Meine Herren! Es wird nun nach Auffassung der Provinzialverwaltung voraussichtlich
Ulcht notwendigsein, in nächsterZeit weitere Provinzialanftalten zu errichten. Mit unseren drei
^«stalten, zwei katholischen, die eine in Fichtenhain, die andere in Nheindahlen,und einer evange-
i'chen, die demnächst fertig gestellt sein wird, in Solingen, wird der Bedarf voraussichtlich für die
u°lge gedeckt sein. Für schulentlasseneweibliche Zöglinge ist überhaupt die Errichtung von pro-
mzielleu Fürsorgeerziehungsanstaltennicht beabsichtigt. Es wird vielmehr von der Provinzial-
erwaltung die Errichtung vou großen privaten Anstalten angeregt und auch finanziell unterstützt.

Zurzeit sind es zwei solcher Anstalten.
Meine Herren! Was nun die dem schulpflichtigen Alter nngehörigen Fürsorgezöglinge

"nbetrG, so ist nicht zu erwarten, daß für diese überhaupt eine Anstalt zu errichten sein wird,
"l be, der großen Zahl vorzüglicheingerichteterPrivatanstalten in der Rheinprovinz und bei der
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grüßen Zahl von Fürsorgern diese meist unverdorbenem« oder weniger verdorbenenJungen dort
sehr passend untergebrachtwerden können.

Meine Herren! Ich habe Ihnen bis jetzt dasjenige aus dem Gebiete der Fürsorge¬
erziehungvorgetragen, was für den Proviuzialverband eigentlich nichts angenehmesdarstellt. Das
sind die hohen Kosten, die der Provinz dnrch die Ausführung des Fürsorgegesetzes erwachsen, die,
wie ich im Anfang schon sagte, 950 030 Mark betragen.

Meine Herreu! Ich möchte Ihneu jetzt auch einen Lichtblick bei der Fürsorgeziehuugvor
Augen führen. Eine von der Provinzialverwaltnug über die Erfolge der Fürsorgeerziehungauf-
gemachte Statistik, und zwar hinsichtlich derjenigen Fürsorgezöglinge,die in den Jahren 1905 bis
1909 zur Entlassung gekommen sind, sowohl derjenigen, die, weil sie das 21. Lebensjahr erreicht
hatten, entlassenworden sind, als auch derjenige»,die vorzeitig eutlasfcu wordcu sind, weil sie schon
hinreichend gebessert worden waren, liegt nnnmehr vor.

Meine Herren! Die Zahlen derselbenergebennun ein ganz erfreulichesBild. Ich muß
Sie mit deu Zahlen belästigen, weil Wert darauf gelegt werden mnß, daß sie auch in weitere
Volkskreise eindringen, da man häusiger — noch im letzten Provinziallaudtage ist von einem Abge¬
ordneten eine ähnlicheAnsicht geäußert worden — schon die Ansichthat vertreten hören, als wenn
mit der ganzen Fürsorgeerziehung bis jetzt eigentlich noch nichts Besonderes erreicht wurden wäre.

Meine Herren! Von den in den letzten Jahren zur Entlassung gekommenen 1367 männ¬
lichen Fürsorgezüglingenwaren zunächst solche auszuscheiden, die überhaupt nicht zu ermitteln waren.
Das waren 178, 4 waren gestorben, 13 find idiotisch, epileptisch oder geisteskrank. 45 sind im
Auslande, 166 haben bei der Truppe gedient. Selbstverständlichwar es nicht zweckmäßig,Er¬
kundigungenüber die Führung dieser Leute bei der Truppe einzuholen,weil ihnen das wahrscheinlich
schädlich gewesen sein würde. Die Statistik erstreckt sich somit ans 941 männliche Fürsorgezüglinge.
In den Fragebogen wird die Antwort auf folgeude Fragen gewünscht: Erstens, ob die Führung
schlecht gewesen ist; zweitens, ob nichts Nachteiliges bekannt gewordenist; drittens, ob sie gnt war.

Jetzt gebe ich Ihnen die Prozcutzahlen. Schlecht war die Führung in 27,5 °/° der Falle,
nichts Nachteiliges bekannt 33,6°/°.

Meine Herren! „Nichts Nachteiliges bekannt", will viel sagen; denn die juugen Leute
habeu doch zum Teil 4»/4, 3"/4, 2»/^, 1«/4, '/^ Jahr beobachtetwerden können. Gnte Führung
war bei 38.9 "/« festzustellen. Wenn Sie nun „nichts Nachteiliges bekannt", d. h. also sie sind
uicht bestraft worden, haben in ihrem gauzeu Verhalten keinen Anlaß zu Klagen gegeben, mit
„gut" gleichstellen, so haben wir einen Prozentsatz von 72,5 sämtlicherentlasseneu Fürsorgezöglinge,
also mit anderen Worten nnr 27,5°/« Ungebesserte.

Meine Herren! Dieser Prozentsatz hat sich gegen die Enquete, die im vorigen Jahr hier
vorgetragen worden ist und die aufgebaut war auf den Zahlen vom 1. April 1904 bis 1. April 1907,
schon gebessert. Im vorigen Jahre — ich nenne Ihnen hier nur den Durchschuittsprozeutscch —
wareu unverbesserliche 36,2 "/o gegen jetzt 27,5°/°, gebesserte 63,8°/». Bei den Fnrsorgezöglingen
ist somit gegen die vorjährige Enquete eine Verbesserungvon 9 °/° eingetreten.

Bei den Mädchen, meine Herren, wo auch die Gestorbenen, Epileptischen, Ausgewaudertcnusw.
ausgeschieden sind, ergibt sich folgenderProzentsatz: Schlecht25,6, nichts Nachteiligesbekannt39,1,
gut 35,3, im gauzeu „nichts Nachteiligesbekannt" nnd „gut" zusammeugcrechnet, 74,4"/« gegen eine
Durchschnittszifferder vorjährigen Enquete von 72,7, also auch eine Besserung von 1,?°/°-

Meine Herren! Weuu Sie Männliche und Weibliche zusammeurcchueu, so ergibt sich das
Resultat: 73°/« sind gebessert.
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Meine Herren! Weiter hat die Provinzialverwaltung eine Statistik vorgelegt, woraus zu
ersehen ist, wieweit die Fürsorgezügliuge,Jungen und Mädchen, sich straffrei gehalten haben. Ich
nenne Ihnen da nnr eine Zahl. Es würde sonst zu weit führen. Was das Interessanteste ist:
vor bezw. während der Fürsorgeerziehungbestraft, nach der Fürsorgeerziehungnicht bestraft — das
bedeutet also Besserung— haben wir bei den männlichen Zöglingen 41 °/n, die vorher also bestraft
waren, nach der Entlassung nicht mehr bestraft. Bei den Mädchen haben wir 19,4"/,, die vorher
bestraft waren, nachher nicht. Dann, meine Herren, ist noch eine weitere Statistik hinsichtlich der
unzüchtigen Weibspersonenaufgenommenworden. Da zeigt sich, daß im ganzen von denjenigen,
die vor der Fürsorgeerziehung der Unzucht ergeben waren, nach der Fürsorgeerziehungihr nicht
mehr ergebenwaren 44,1 °/°.

Meine Herren! Ich glaube, die Zahlen sprechen eine sehr lebendige Sprache. Wir ersehen
daraus, daß die Fürsorgeerziehunggroße Erfolge aufweist und den Betroffenenund der Allgemeinheit
hervorragendeDienste geleistet hat, und daß wir das Geld, das wir zu diesem Zwecke aufweuden,
bei weitem nicht vergeblich aufgewendethaben.

Meine Herren! Als die Fürsorgeerziehungim Jahre 1901 eingeführt wurde, da erklärte
man hier in diesem hohen Hause: Wenn nnr 50"/« gerettet werden, so ist das schon ein sehr
großer Gewinn. Sie sehen also, meine Herren, daß sich herausgestellt hat, daß das Gesetz noch
legenbringendcr gewirkt hat, als selbst die kühnsten Hoffnungenerwarten ließen, und es wird diese
Tatsache in allen denjenigenPersonen, die mit der Fürsorge in Verbindung stehen, Genugtuung
erwecken und ihnen eine Ermunterung uud Ansporn sein, für die Zukunft ihr ganzes Können weiter
"' den Dienst der guten Sache zn stellen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf uud Marquis vuu uud zn Hoensbroech: Ich
'teile den Gegenstandzur Verhandlung.

Es meldet sich uieman6 zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und stelle fest, da kein
Widerspruch erfolgt, daß der Antrag der II. Fachkommission angenommenist.

Wir gehen über zum folgendenGegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zn dem Bericht nnd Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend den Fortgang in der Errichtung weiterer
Rheinischer Provinzial-Erziehnngsanstalten für Fürsorgezöglinge männ¬
lichen Geschlechts, katholischen und evangelischen Bekenntnisses sowie den
Erwerb weiteren Grundbesitzes für die Anstalten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Minten.
. Berichterstatter AbgeordneterMinten: Meine Herren! Ich kann mich kurz fassen. Ich

ezuhe mich auf die Drucksache Nr. 14, die in Ihren Händen ist, Sie ersehen daraus, daß die
"nstalt in Rheindahlen fertig gestellt ist, und daß das Haus für LungenkrankeAnfang Mai 1910
u Benutzunggenommenworden ist, daß 30 lungenkranke Zöglinge darin Aufnahmegefunden haben

UN° 9 als geheilt entlassenworden sind.
Meine Herren! Die Anstalt in Solingen ist am 15. November 1910 teilweise in Be¬

nutzung genommen. Man ist aber noch nicht ganz fertig damit. Man ist noch einstweilen mit
em Ausbau einiger Dienstwohnungen beschäftigt. Die Betriebsbcamten und das Personal sind

'Hon angestellt, uud die Aufwendungen bis zur Inbetriebnahme sind auf die Neubaukostcnüber¬
nommen worden.

Meine Herren! Dann ist noch zn diesem Punkte zu bemerken,daß einstweilennoch Er¬
wägungen darüber angestellt werden, ob ein neues Iöglingshaus für Solingen für 50 Personen
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zu errichtenist; ob es für Schulentlasseneoder für Schulpflichtigeerrichtet werden soll, das steht
einstweilen noch aus.

Ich kann dann zum zweiten Punkt übergehen. Die beiden Anstalten von Solingen und
Rheindahlenhaben ein Areal von 85 Morgen, während die Anstalt Fichtenhain heute 300 Morgen
unter dem Pflug hat und noch 120 Murgen weiteren Besitz hat, der zwar einstweilen verpachtet
ist — die Pachtzeit läuft erst 1916 ab —, der aber wahrscheinlichauch von der Verpachtung
ausgeschlossen werden wird, um von der Anstalt selbst in Bebauung genommenzu werden. Es hat
sich nämlich herausgestellt — es fehlten ja Erfahrungen über diesen Punkt — daß das Areal der
beiden Anstalten Rheindahlen und Solingen zu klein bemessen ist. Man kann ein viel größeres
Areal mit den vorhandenen Zöglingen beackern. Aus demselben Gründe wird man auch später,
wie ebeu schon angedeutet, die 120 Morgen von Fichtenhain selbst in Beackerung nehmen.

Meine Herren! Dieser Selbstbetrieb hat einmal den großen Vorteil, daß er sich rentiert,
indem man selbst bei einer angemessenen Kaufsnmmenoch eine angemessene Rente herauswirtschaften
kann. Dann aber auch gewährt die Vermehrung des Grnndbesitzes die Möglichkeitfür den Fall,
daß die Werkstätten für die Folge nicht genügend beschäftigt sein werden, diese Fürsorgezöglinge
in einer anderen zweckentsprechendenWeise zu beschäftigen. Es kommt noch hinzu, daß ja auch
vielfach Klagen über den Werkstattbctriebder Anstalten von der privaten Konkurrenzerhoben werden.
Jedenfalls wird die Beschäftigungiu der Landwirtschaft diese Klagen auch noch weiter ausrämneN,
und sie ist ein sehr geeignetes Mittel, um die jungen Leute zur Arbeit zu erziehen und nutzbringend
zu beschäftigen.

Meine Herren! Die II. Fachkommissionempfiehlt Ihnen daher, dem Provinzialausschuß
150 000 Mark zur Verfügung zu stellen. Der Betrag wird genügen, um die notwendigenTerrain-
erwerbungcnin Rheindahlen uud Soliugen, wozu sich auch Gelegenheit bietet, zu vollziehen. Be¬
stimmte Pläne sind heute noch nicht ins Auge gefaßt.

Namens der II. Fachkommission habe ich die Ehre, Ihnen folgendenVcschlnßentwurfzur
Annahme zu empfehlen:

„Der Provinziallandtag wolle
I. von dem vorgelegtenBerichte Kenntnis nehmenund die Ausführung seiner Beschlüsse

vom 15. Februar 1906 als erledigt ansehen;
II. den Provinzialansschuß ermächtigen, zu gelegener Zeit mit dem Ankauf geeigneter

Gruudstücke vorzugchen,die erforderlichenMittel bis zur Höhe von 150 000 Man
gegen möglichstbillige Zinsen bei der Landesbank zu entnehmen und in eine dem¬
nächst aufzunehmendeAnleihe einzustclleu."

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Das Wort wird nicht gewünscht;
ich schließe sie. Ich darf feststellen, daß Sie dem Vorschlagedes Provinzialmisschussesbeipflichten-

Wir gehen zu Nr. 8 der Tagesordnung über:
Autrag der III. Fachtommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die im Jahre 1910 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum
Gemeinde- und Kreiswegebau aus Fonds H. und L, dem Fonds »o«
100 000 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten.

Das Wort gebe ich dem Herrn Berichterstatter Abgeordnetervon Aschoff.
Berichterstattter Abgeordnetervon Aschoff: Meine Herren! Ich werde Ihre Zeit nicht

annähernd so lange in Anspruch nehmen, wie es der Herr Vorredner getan hat. (Heiterer Beifall.)
Unter Nr. 20 der Ihnen vorliegendenDrucksachen finden Sie den Bericht des Provinzwl'

ausschussesüber die im Vorjahre erfolgten Bewilligungen zu Wegebauzwecken, und zwar getrennt
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nach den Fonds ^ unb L der Dotationsrente und dem sogenanntenHunderttausend-Mark-Fonds.
Die Vorlegung dieses Berichts entsprichteinem Beschlusse des Provinziallandtages vom Jahre 1906,
demzufolge diese Nachweisungalljährlich dem Prouinziallandtag einznrcichen ist.

Hervorzuheben habe ich lediglich, daß die in Spalte 6 aufgeführten Beträge von ins¬
gesamt 87 000 Mark zur Unterstützung der Kreise Ahrweiler, Cobleuz-Land, Meiscnheim,Bern-
lastet und Ottweiler bewilligt wurden, die die wichtigeren Gemeiudewege nach erfolgtem Ausbau
'» dauernde Unterhaltung und Verwaltung übernahmen.

Die III. Fachkommissionschlägt Ihnen vor, den Bericht, von dem ich gesprochen habe,
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

VorsitzenderSpiritus: Ich glaube annehmen zu dürfen, daß das Ihre Zustimmungfindet.
Wir treten in die Verhandlung von Nr. 9 der Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltplänen der Provinzial-
Taubstummenanstlllten zu Aachen, Brühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Huttrop,
Kempen, Nenwied und Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-
Augusta-Stiftuug, des Unterstützungsfonds der früheren Vereins-Taub-
stummenllnstalt zu Cöln und des Uuterstützungsfonds für entlassene Taub¬
stumme für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterNeizert, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterNeizert: Meine Herren! Die Haushaltspläne der neun

"lbstummenanstalten halten sich Ziemlich in den üblichen Grenzen. Die Ausgaben betragen
^890 Mark gegen 586 750 Mark. Als Mehrzuschußder Provinzialverwaltungkommen 34 490

an zur Anrechnung. Die Mehrkosten entstehen lediglich durch Anstellungeiniger neuer Lehrer,
un durch Vergrößerung des Unterrichtsknrsus in Neuwied, wo bekanntlich Taubstummenlehrer

u gebildet werden. Es wird dann der Handfertigkeitsunterrichtauf alleu denjenigen Taubstummen»
"! alteu vorgesehen, an denen er noch nicht als Unterrichtsgegenstandeingeführt worden ist.

Auch in anderer Weise wird für die Fortbildung der taubstummenKinder gesorgt. Es
interessiert vielleicht, daß sich die Geistlichkeitihrer angenommenhat, um ihnen nach der Schul-
Entlassung noch Unterricht zu geben. Die Provinz trägt finanziell zu diesen Unternehmungennicht
"' s'e hat aber in dankenswerterWeise die Anstalten von Cöln uud Neuwied zur Verfügung

stellt, um den Geistlichenden nötigen Unterricht in der Taubstummensprachezu geben.
Die sächlichen Ausgaben halten sich durchaus in den üblichenGrenzen.

» Ich bitte daher namens der II. Fachkommission,die Haushaltspläne der Taubstummen-
ten in der vorliegendenForm zu genehmigen.

VorsitzenderSpiritus: Ich darf die Annahme feststellen.
Wir kommen zu Nr. 10:

Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschnsses, betreffend die Verlegung der Provinzial-Taubstummenanstalt
zu Essen-Huttrup und Errichtung einer neuen Taubstummenanstalt in
Euskirchcu.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete.
katb s'c ^"chterstatter AbgeordneterNeizert: Meine H'erren! Die schwachbegabtenTaubstummen

yolischer Konfessionsind in der Provinzial-Taubstummeuaustalt in Essen-Huttrop untergebracht.
vere ' °^ ^t ihrerseits wieder in dem Hermann-Iosef'Haus, welches dem Idioten-Erziehungs-

M m Essen gehört. Der Idioten-Erziehungsverein hat aber seine eigene Anstalt mit idiotischen



64 51. Rheinischer Provinziallnndtag, 3. Sitzung am 8, März 1911.

Kindern voll besetzt und bittet daher, ihm die Räume zurückzugeben,die jetzt die Taubstummen¬
anstalt inne hat. Der Mietsvertrag, der bezüglich dieser Anstalt abgeschlossen ist, dauert nun bis
zum Jahre 1918. Da es sich aber grade um die idiotischenKinder handelt, und zwar um die
bildungsbedürftigen,welche die Provinz dieser Anstalt zuweist, so liegt es im eigensten Interesse
der Provinzialverwaltung, daß die Verlegung der Taubstummenanstalt aus diesem Grunde erfolgt.
Es kommt muh hinzu, daß die Räume dieses Hauses in keiner Weise den Ansprüchen genügen,
welche an Tanbstummeuanstaltengestellt werden und gestellt werden müssen.

Die Kommission hat sich auch davon überzeugt,daß es nicht erforderlich ist, die TaubstunnneU-
anstalt in Essen-Huttrop zu halten. Denn weun diese Anstalt auch ursprünglichals Zweiganstalt
der Essener Anstalt gegründet wurden ist, so ist sie doch inzwischen völlig selbständig geworden. Sie
steht unter einem eigenen Direktor und ist voll mit Lehrern besetzt. Der Ausschußschlägt daher
eine Lage möglichst im Zentrum der Proviuz vor, uud zwar Euskircheu. Es ist demgegenüberin
der Kommission hervorgehobenworden, daß man ja nicht mechanischdie zentrale Lage wählen dürfe,
weil aus den meistbevölkerteuBezirken auch die meisten Taubstummcu herübergebracht würden.
Die Verwaltung touute aber feststellen, daß sich diese schwachbegabtenTaubstummen ungefähr gleich¬
mäßig auf die ganze Provinz verteilen, und daß besondersaus dem Süden der Provinz, aus Trier
viele Schwachbegabteherüberkommeu,und auch diesen muß doch die Möglichkeitgeboten werden,
im Verkehr mit ihren Familien zu bleiben. Die Konnnission hat sich daher dem Antrage des
Ausschusses angeschlossen,Euskircheu,welches ausgezeichnete Verbindung hat, uebeuhcr in guter Luft
in der Nähe der Eifel liegt, auch wirtschaftlich gesuude Verhältuissehat, zu akzeptieren.

Die Ausführung der Bauten finden Sie in der Anlage znr Drucksache 12. Es ist in
der jetzt gewohntenArt eine freie Bauweise in einzelnen Häusern, das sogenanntePavillousystcm
gewählt. Da sind besondere Wohnhäuser für Knaben und Mädchen, Wirtschaftsgebäude,Schulhaus,
Direktorwohuung uud die Übrigen wirtschaftlichenAnlagen, Kesselhaus usw, Sie lesen aber aM
Schlüsse des Berichts, daß die Koste» für diefe Anstalt 580000 Mark betragen, nnd es wird
dann hinzugefügt:

„Der Einheitssatz für das Bett stellt sich daher bei einer Belegziffer von 100 Köpfen
ohne Grnnderwerb, Vcmziusen und Inventar ans 4970 Mark. Dieser Satz dürfte mit Rückficht
darauf, daß die Velegziffer relativ klein ist und daß bei Bemessung der technischenAnlagen
teilweise auf den Anschluß des Altersheims gerücksichtigt werden muß, als angemessen Zn be¬
zeichnen sein."

Meine Herren! Diesem Schlußsatzhat sich die Kommission nicht ganz anschließen können-
Sie ist der Ansicht, daß der Satz von 4970 Mark resp. 5800 Mark pro Bett für eine solche
Anstalt immerhin recht hoch gegriffen ist. Wir haben in der Provinzialverwaltung nach allen
Richtungen Sparsamkeit nötig, und besondersgegenüberden beständigsteigendenAnleihen für du
Anstalten, (Bravo!) Wir müssen uns daher bei dcu Bauten unbedingt auf das Zweckentsprechende
und Notwendige beschränken. Es kommt auch hinzu, daß es vielleicht für diese Kinder grade nicht
gut ist, wenn sie sich während der kurzen Jahre ihrer Erziehung in zu glänzendenäußeren Ver¬
hältnissen bewegen. (Sehr richtig!) Es ist ihnen dann um so viel schwerer, sich wieder an ihre
einfachen Familien- und häuslichen Verhältnissezu gewöhnen.

Es ist auch noch ein anderer Punkt hervorgehobenworden, daß man ja auch berücksichtigen
muß, welche Erfolge gegebenenfallsmit dieser Grziehnug erreicht werden können. Da mußte doch
w°hl festgestellt werden,daß trotz der großen Wohltat, die mit der Erziehung der Schwachbegabten
verbuudenist, diese immerhin nur eine beschränkte Leistungsfähigkeitwerden erlangen können.
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Die Kommission war mm durchaus nicht der Ansicht, daß die ihr vorgelegtenPläne
des Ausschusses irgendwie luxuriös wären- im Gegenteil zeigten sie sehr gefällige Formen bei ein¬
fachster Ausführung nnd unter Vermeidung jedes irgendwie kostbaren Materials. Nach den Ver¬
sicherungen des Kommissars des Herrn Landeshauptmauns waren auch die Abmessungen der Räume
genau so berechnet, daß sie dem Mindestmaß für Wohn- und Schlafräume entsprechen. Also, an
diesen Anstalten in dieser Form dürfte kaum etwas wesentliches zu ersparen seiu. Die Kommission
hat daher geglaubt, nochmals auf das frühere System, das geschlossene Bansystem, das Korridor-
Wem, verweisen zu töuuen. Allerdings nicht grundsätzlich,nicht um zu sageu, daß nun wieder
auf dieses alte Kaserneusystcm zurückgegangenwerden soll, sondern sie ist der Ansicht, daß grade
für diesen Zweck der geschlosseneBau durchführbar ist und daß die Vorteile, die der offene Bau
bletet, doch auch in etwa hier in diesem Bau erreicht werden können, und zwar unter einer ganz
wesentlichen Ersparnis an Bau- uud Betriebskosten. Denn es läßt sich nicht leugnen, daß bei der
weiten Bauweise auch der Betrieb teurer wird. Mau braucht nur auf die Heizung hinzuweiseu,
auf die starke Abkühlungdes Dampfes, die großes Heizmaterial erfordert.

Die Minderheit der Kommissiou betonte den Standpunkt, daß, nachdem sich einmal die
"ffcne Bauweise, das Pavillousystem, so außerordentlichbewährt und sich als vorteilhaft erwiesen
M, dann auch die Vorteile dieser Bauweise unbeschadet eines höhereu Kosteubetragesallen Kindern
jeder Art zuteil werden müßten.

Die Verwaltung hat ferner darauf aufmerksamgemacht, daß eine Verzögerung im Bau
d« Anstalt außerordentlichnachteilig und auch nicht wünschenswertsei, da sich die Verhältnisse in
^ssen s« zugespitzt habeu, daß nicht länger gewartet werden darf. Der letzte Grund ist nicht für
durchschlagend gehalten worden, denn man sagte sich: Wenn es noch zwei Jahre in der schlechten
^""se gehen kann, so kaun das eine weitere Jahr auch nicht ausschlaggebend sein. Es fehlt für
den endgültigenBeschluß nur die Vergleichszahlzwischen dem Bau einer offenen Anstalt und dem
«orridorbau. Weun auch eine vollständigeEinigung in dieser Beziehungnicht erzielt werden konnte,
w Mg die Ansicht der Mehrheit doch dahin, daß man sich nicht auf eine bloße Resolution be-
M'äukcu, sondern tatkräftig mit dem Versucheiuer Einschränkungder Kosten anfangen solle.

Das Endergebnis der Verhandlnngen finden Sie in der Drucksache 36, die dem hohen
Hause vorliegt uud welche ich nur vorzulesen erlaube:

„Der Proviuziallandtag wolle beschließen:
1. unter nachträglicher Genehmigung des Ankaufs der in der Vorlage bezeichneten

Grundstückeder Errichtung einer Anstalt für etwa 100 schwachbegabte taubstumme,
katholische Zöglinge in Euskirchengrundsätzlich zuzustimmen,

2. angesichts der durch mehrere getrennte Gebäude (Pavillousystem) bediugteu huheu
Aufwendungen die Provinzialverwaltuug zu ersuchen, einen vergleichenden Kosten¬
anschlagfür Ban- nnd Betriebskosteneiner Anlage im Korridorsystemden: nächsten
Provinziallandtag vorzulegen."

Meine Herren! Namens der II. Fachkommissionhabe ich die Ehre, Sie zu bitten,
°lesem Antrage zuzustimmen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und gebe das Wort dem Herrn
Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Der Sitzung der II. Fach-
ummissiou konnte ich leider nicht beiwohnen,da ich in anderen Kommissionen beschäftigt war. Ich

Mt>e mich aber über den Verlauf der Sitzung orientiert und möchte doch einige Worte noch nach-
"«glich an das hohe Haus richten.
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Meine Herren! Ich entnehme aus dem Referat des Herrn AbgeordnetenNeizert, daß
Sie mit der Errichtung einer neuen Taubstummenanstalt einverstandensind, daß Sie auch damit
einverstanden sind, daß diese Anstalt in Euskirchen errichtet wird, daß Sie aber daran Anstand
genommen haben, daß die Kosten der Anstalt wegen des beabsichtigten Villensystemszu hoch sind,
und gemeint haben, daß ein Villensystemfür die schwachbegabten Taubstnmmen, die in Euskirchen
untergebrachtwerden, überflüssig sei, daß mau für diese Kinder auch etwas Geringeres, ein Kasernen¬
system, annehmen könne.

Meine Herren! Wir unterscheiden bei unseren Anstaltsbantcn zwei Systeme, das Korridor-
oder Bluilsystemund das Pavillunsystemin der Kolonieform.

Meine Herren! Der Kasernenstil stammt aus einer Zeit, wo man vornehmlich aus
administrativen Rücksichten Konzessionen machte und wo die Hygiene noch weit in den Hintergrund
trat, wo man an Wasser-, Licht- und Wärmeverhältnissein den Anstalten die geringsten Anforderungen
stellte. (Sehr richtig!) Heute kann, glaube ich, für das Kaserncusystemnur der geringe Kosten¬
punkt angeführt werden und dann die liebe Bequemlichkeit,die es ermöglicht, von einem Korridor
schnell auf den anderen zu gelangen und von einem Zimmer ins andere, Wie gesagt, nur der
Kosteupunkt und nur die Bequemlichkeitder Verwaltung können dafür maßgebendfein. Meine
Herren, sonst spricht alles und jedes gegen das Kasernensystem. (Sehr richtig!) Es spricht
dagegen die mangelndeMöglichkeit der Lüftung, der ungenügende Zutritt des Sonnenlichts, die
Gefährdung der Bewohner bei Feuersgefahr, die Gefährdung der Bewohner beim Ausbruch an¬
steckenderKrankheiten, (sehr richtig!) es spricht dagegen die unerwünschteBerührung der Zöglinge
verschiedenen Alters und Geschlechts. Endlich spricht dagegen die Berührung mit dem Dienst¬
personal, die in diesen Kasernenanftaltenüberall stattfindet.

Diefen Nachteilen will ich nuu einmal die Vorteile unseresPavillunsystemsgegenüberstellen.
Meine Herren! Hier ergibt fich zunächst folgender Vorteil: Die große Zahl der Kinder,

die jahraus, jahrein in unseren Internaten untergebrachtfind, die darin während sieben bis acht
Jahren unterrichtet uud verpflegt werden, erfordert, daß ihnen genügendRaum zur Bewegung zu¬
gewiesen wird. Man kann wohl sagen, daß man ihnen überhaupt kaum genügendRaum zuteilen
kann. Das können Sie bei einem Pavillonsystem wohl eiurichteu, das können Sie aber beim
Kasernensystem nie und nimmer haben.

Zweitens, meine Herren, sind unsere Anstalten -- auch die Taubstummenanstalten-"
hauptsächlich mit gebrechlichenKindern gefüllt. Es find meistens Kinder aus kränklichen Familien,
bei denen sich immer Tuberkulose, Skoliose, Anämie usw. zeigt. Beim Kasernensystem können wir
diese Kinder uicht iu günstigehygienische Verhältnisse bringen, wohl aber beim Pavillonsystem. 3")
darf da speziell nur au die Tuberkuloseerinnern, die auch unter den Kindern herrscht. Haben wir
Tuberkulöseim Kasernenbau, so können wir sie schwer absondern. Drittens weise ich auf die an¬
steckendenKrankheitenhin. In den Anstalten treten z. B. Diphterie, Masern, kurz die bekannten
Kinderkrankheiten ans. Beim Kasernensystem liegt in diesem Falle alles beieinanderund wir kommen
unter Umständen in die Lage, unsere Anstalt auf Wochen schließenzu muffen. Ich darf daran
erinnern, daß wir vor einigen Jahren die alte Blindenanstalt in Düren wegen dieser Kinderkrank¬
heiten nicht belegen konnten. Die entgegengesetzteErfahrung haben wir jetzt in Düren mit der
neuen Anstalt gemacht,wo wir das Pavillonfystem haben. Wir haben dort die Erkrankten in die
Lazarette cmfgeuummen,und der Unterricht hat in keiner Weise gestockt. Das ist — kann ich
wohl sagen — ein glänzendes Resultat für das Pavillonsystem.

Dann weise ich auf die Möglichkeit von Feuersbrünften hin. Diefe find am gefähr¬
lichsten im Korridorsystem. Line Feuersbrunst im Pavillonfystem ist nicht gefährlich, sie beschränkt
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sich auf einen Pavillon, auf ein Haus; der ganze Betrieb kann im übrigen ruhig weiterge¬
führt werden.

Meine Herren! Dann gewährt eine im Pavillonsystem erbaute Anstalt einen erhöhten
Schutz für die Zöglinge. Der Umstand, daß die Kinder von dem Schulgebäudeiu das Schlnf-
gebäude und in das Wirtschaftsgebäudehiuübergeheumüsseu, gibt ihnen die nötige Bewegung, und
das ist ein Gcgenwicht gegen die Bequemlichkeit, die sie sonst in den geschlossenen Kaserueu-
internaten haben.

Noch ein weiterer Unterschiedist die Trennung der Geschlechter. Bei unseren Pavillon¬
systemen liegen die Mädchen hier, die Knaben dort, sie kommen nur zur gemeiuscuueu Mahlzeit
Zusammen,sonst kommen sie kaum miteinander in Berührung. Ganz anders ist das, wenn wir
Mädchen und Jungen in einem Kasernenhaus unterbringen. Da liegen die Mädchen vielleicht in
ber obersten Etage und die Jungen unten. Sie treten aber immer in Verbindung. Ich könnte
^huen hier Falle anführen, wo wir die allertraurigsteu Erfahrungen gemacht haben. Trotz der
besten Ueberwachungsind die Mädchen in der Nacht von oben in die unteren Raume gegangen;
°er Oberbürgermeisterdes betreffenden Ortes wird das wohl wissen; es sind sogar Schwängerungen
vorgekommen. Das ist gerade der Punkt, der uns wiederum veranlaßt, von dem Kaserneusystem
unter keinen UniständenGebrauch zu machen.

Dann kommt die Berührung der Kinder mit unserem Personal. Das ist das schlimmste,
was unseren Kindern passieren kann. Ist das Personal nicht geeignet, dann sündigen die
^eute in einer tollen Weise und verderben unsere Kinder. So etwas ist ausgeschlossen, wenn
°as Dienstpersonal in Iwischengebäuden sich bewegt und die Kiuder gar nicht mit ihm iu
Berührung kommen.

Ferner mnß ich noch daranf hinweisen: Sind die Kinder in dem Kaserneubanzn Hunderten
versammelt,dann kann der Lehrer auf die einzelnen als Individuen nicht einwirken; infolgedessen
^,! ^ Erziehung äußerst erschwert. Sind die Kinder aber zu 25 in einem Hause vereinigt, dann
l'u'unen die Lehrer sie individuell behaudelu und sie bessern.

Weiter möchte ich noch anführen: Wenn die Eltern ihre taubstummen Kinder in die
Anstalt bringen und eine großmächtigeKaserne sehen, dann laufe» deu Müttern der Kinder die
"anen in die Augen, sie wollen ihre Kinder nicht in einer solchen Anstalt haben. Führt mau sie
^°er in ^s Pavillonsystemz. B. nach Dllren, so herrscht eine Frende und eiue Begeisterung,
Dann heißt es: Dort sind die Kinder gut aufgehoben, dort sollen sie bleiben, da wollen nur
su lassen.

Endlich noch folgendes: Haben wir einen großen Kafernenbcm hingestellt, dann ist eine
^eignete Vergrößerung sehr schwer. Haben wir aber — wie es für Euskirchenbeabsichtigtist —
^oßeres Terrain uud ein Pavillonsystem, dann können wir, wenn es nötig ist, an allen Ecken ein
Gebäude zufügen.

Meine Herren! Ich habe Ihnen die Nachteile des Kasernensystemsgeschildert. Sie sind
"A groß. Die Vorteile des Pavillonsystems — darüber ist man in der pädagogischenWelt
?'5 ^ ^ ^gegenüber kolossal. Man darf die Augen hierfür nicht verschließen. Das einzige
" die Kostenfrage. Ja, meine Herren, das kann ich Ihnen heute nicht positiv sagen: Wenn wir
Wien Kasernenbau in Euskirchen hinsetzen,sparen wir sonndsoviel. Ich habe aber die Sache ab-
Katzen lassen; es ist, wenn es hoch kommt, eine Differenz von 30 000 Mark. Doch diese 30 000

carl dürfen Sie nicht veranlassen, von dem guten Pauillousystcm auf das Kasernensystem
überzugehen.

9»
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Ich bitte dringend, den Beschlußder II. Fachkommission in der Form, wie er vorgelegt
wurden ist, anzunehmen,zugunstendes Pavillunsystembaus. (Bravo.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterHolle.
(Am Stenographentplatz sehr schwer verständlich!)
Abgeordneter Holle: Meine Herren! Ich bitte doch, sich durch diese Ausführungen

nicht wankend machenund ängstigen zu lassen. Der Herr Landeshauptmann hat, möchte ich fast
sagen, den Teufel an die Wand gemalt mit der großen Kaserne, wo die Kinder bei Feuersbruust
in Gefahr sind, wo sie ansteckendenKrankheitenausgesetzt sind, es müssen diese letzten Ausführungen
den Eindruck macheu, als könnte man es nicht verantworten, die Kinder in einer sogenannten
Kaserne unterzubringen. Worin soll die Kaserne bestehen? Meine Herren, es handelt sich nach
dieser Vorlage darum, 100 schwachbefähigten taubstummenKindern ein angemessenes Unterkommen
zu gewähren, uud der Herr Landeshauptmann macht einen Vergleich in der Weise, daß er ein
schlechtes Kasernensysteinmit einem guten Pavillousystem vergleicht. Dabei kann man natürlich
nicht zn einer objektiven Venrteilung der Tatsachen gelangen. Ich habe zu den Bauleuten in der
Provinz das Zutrauen, daß es ihnen ohne weiteres geliugcu wird, dem guten Pavillonsystem auch
ein sehr gntes Korridorsystemgegenüberzu stellen, nnd ich würde auch ganz außerordentlicheinen
Bauplan verurteilen, dem es nicht möglich wäre, für 50 Knaben und 50 Mädchen genügend Raum
in der Weise zu verschaffen, daß man die Geschlechter vollständig von einander trennen nnd allen
sittlichen und hygienischen Gefahren vollständigbegegnen kann.

Meine Herren! Glauben Sie wirklich, daß es feuergefährlichwäre, 100 Kinder in einer
Kaserne — so wird es genannt; ich nenne es nicht Kaserne, ich nenne es Gebäude, ein zwei« oder
dreistöckiges Haus — iu einem solchen Gebäude zusammenunterzubringen? (Zustimmung.) I^
was sollten wir denn machen! Wir haben große Volksschulen mit 30 und 40 Klassen, auch nach
dem neuesten System gebaut. Es würde danach auch uicht zu verautworten sein 800 bis 100"
Kinder in die Raume hinein zu bringen. (Zuruf: Internat!) Die Baukunst ist soweit gediehen,
daß sie die Feuergefährlichkeit in allen Teilen erheblich vermindernkann, und das zweistöckigeGebäude
mit Betundecke möchte ich sehen, das durch eine Feuersbruust zerstört würde. Also durch derartige
Grüude lasse ich mich nicht ängstigen. Bitte, sehen Sie die Pläne in der Vorlage an, Es wäre
ein wenig geschickter Baumeister, der 6, 7 Gebäude absolut nötig hätte, um 100 schwachbefähigten
Kindern ein angemessenes Unterkommenzu gewahren. Meine Herren, ich sage mir, eine derartige
Aufwendung von 500 000 Mark ist nicht erforderlich. Es läßt sich auch auf andere Weise ein
praktisches Haus schaffen, ohne 5000 Mark pro Bett aufzuwenden.

Nun hat sich die Kommission ja heute nicht auf einen ablehnendenStandpunkt gestellt,
sundern sie hat sich gesagt: In einer Zeit, wo uns eine Erhöhung der Provinzialnmlage bevorsteht,
in einer Zeit, wo das Landarmenwefenstets erhöhte Anforderungenan den Provinzialsäckel stellt, haben
wir ernstlich zn Prüfen, ob wir unsere Ausgaben nicht reduzieren können. Wir wollen die Ausgaben
aber nicht reduzieren auf Kosten der Vollkommenheit,namentlichnicht der hygienischen Vollkommen'
heit oder Feuersicherhcit. Wir siud aber der festen Ueberzeugung, daß alle diese Forderungen der
hygienischenVollkommenheit,der Feuersicherheit usw. sich durch eineu gut ausgestalteten Bauplan
erfüllen lassen. Denn davon lasse ich mich nicht überzeugen,daß es nicht möglich sein sollte, einen
guten Bauplan für die Unterbringung von 100 Kindern aufzustellen. Wie der Bauplan gestaltet
wird, lasse ich dahingestellt, ob man im Souterrain eine Heiznngsanlagc einrichtet, darüber eine
Etage für die Knaben, darüber eine Etage für die Mädchen, oder ob man Flügelbauten einrichtet,
den rechten Flügel für die Knaben, deu linken Flügel für die Mädchen, in der Mitte Turnhalle
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oder Wohnung und gemeinsame Räume. Mau kann ein Hauptgedanke vielleicht 30 bis 40 m
lang herstellen, einen Eingang von Osten, einen von Westen macheu uud dadurch eiue vollkommene
Trennung der Geschlechter und der einzelnen Betriebe in der Anstalt herbeiführen. Man kaun
durch vollkommen zweckmäßige Einrichtung der Wirtschaftsorganisation anch eine Anlage schaffen,
die alleu moderucn Anforderungengenügt.

Meine Herreu! Wer eiumal ein Krankenhaus in Pavillonsystem gesehen hat, wird mir
zugeben, daß dieses Pavillonsystemdoch allzu reichlich ausgestattet ist mit hygicuischcn uud baulichen
Liebhabereien. Ich kann durch ein massivesHaus ebensugnt meine Kranken isolieren,wie durch
nnen Streife» vuu 20 m Fläche, der dazwischen liegt. Ganz besonders aber verbilligt ein ein¬
heitlicher Bau den Betrieb.

Sieben Gebäude sind in dem jetzigen Plane vorgesehen. Die sieben Gebände sollen alle
von einer Stelle geheizt werden, von einer Stelle soll die wirtschaftlicheVersorgung erfolgen.
Heizung, Kanalifation mit ganz kompliziertenRöhren uud elektrische Anlage, die ^wir heutzutage
haben, verteuern jeden Bau.

Es wird mir deshalb jeder zugebe», daß es für einen viel geringerenPreis möglichfei»
^ud, für diese 100 Kinder in einem kompakten Hause ein angemesseneres Unterkommenzn schaffen,
als wenn man sie in diesen 6 oder 7 Gebäuden unterbringt. Also, es handelt sich nicht um eine
Kaserne. Denn ich kann ein Haus, iu dem 100 Kinder untergebracht werden sollen, nicht eine
«aserne nennen. Ich bitte Sie also dringend, sich dadurch uicht abschrecke« zu lassen, daß man
das Ding Kaserne nennt. Ich bitte Sie auch, sich uicht dadurch abschrecke» zu lassen, daß hier
«mukheiteu und alle möglichen Uebelstände an die Wand gemalt werden Die Kommifsionhat
emeswegs beschlossen:Sie lehnt das Pavillonsystem ab, fondern nnr: Wir wollen die Ent-

!chueßungen darüber vertagen, wir wollen uns grundsätzlich mit der Erbauung der Anstalt einver¬
standen erklären, wir wollen aber die Entschließung darüber, welches System wir wählen, folange
hmausfchiebcn,bis wir einen Konkurrenzkostenanfchlag über die Bau- und Betriebskostenhaben,
^s sollen uns zwei Kostenanschlägevorgelegt werden, einer für das Pavillonsystemund einer für
das kompakte System. Nun ist in der Kommissionvom Vertreter der Verwaltung gesagt worden:
Dadurch wird die Sache um ein Jahr verschoben. Meine Herren! Die Verschiebungum ein
^ahr hat die Kommission auch geprüft, sie ist aber zu der Ueberzeuguuggckommeu: Die Anstalt
'" ü, Huttrop mietweise sicher untergebracht; der Mietvertrag länft bis zum Jahre 1918. Weuu
"'so eiuige Unbequemlichkeitendnrch die Vermehrung der Zöglinge entstehen, fo lassen sich diefe
Theben, weil wir eben noch den Mietvertrag bis zum Jahre 1918 habe».

Die Unbequemlichkeittrifft uicht die Provinz, fondcrn die Vermieterin den Rheinischen
^dloten- und Fürsorgevcrcin, dem die Anstalt gehört. Also wir wollen die Kostenanfchläge neben«
""«"der halten »nd prüfen.

Meine Herren! Ich halte eine derartige Prüfung für ganz eminent wichtig, denn wenn
le cuuual nun dem teuren Pavillonsystem abkommen nnd znn, billigeren Korridorfystemübergehen

"ullen, dann bietet gerade diese Anstalt die bestgeeignete Möglichkeit. Es handelt sich hier nicht
u» die Unterbringung von eigentlich Kranken, sondern von schwach befähigten Tanbstummen. Bei

"»em Krankenhausemag mau für das Pavillonsystem die Gründe anführen, die der Herr Landes-
Wlptmann erwähnte. Bei einem Krankenhaufe foll man alles Gute einführen, nm den kranken

"'schen zu einem gesunden Menschenzn machen. Hier handelt es sich aber nicht um Leute, die
"rch täglicheärztliche Vehaudluug der Besserungzugeführt werden sollen, fondern es handelt sich
m Kinder, die mit einem orgcmifcheu Leide» behaftet und dabei schwach begabt sind. Die sollen
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in dieser Anstalt untergebrachtwerden, und ich glanbe, wenn Sie diesen Kindern, diesen Pfleglingen
ei» angemessenesUnterkommen gewähren, das ungleich besser ist, als es die Kinder in ihren
Familien haben, dann haben wir auch allen sozialen AnfordernngenRechnung getragen. Der Herr
Landeshauptmann hat unter seinen Gesichtspunkte»anch den hervorgehoben-Ein derartiges Kind
wird von seinen Eltern besucht. Die Eltern sind sehr glücklich, wenn sie das Kind in kleinen
herrlichen Villen wohnen sehen mit schönsten Anlagen. Das glaube ich wohl. Ich glaube aber
auch nicht, daß die Eltern unglücklich sein würden, wenn sie das Kind in einem Gebäude sehen,
wo auf einem Kondor 4, 5 Zimmer sind, und wo die Zimmer auch nett und gut gehalten sind.
Das kann ja auch gemacht werden.

Die Uebersicht der Kinder ist in einem Kurridorhanse leichter gewährleistet, als in einem
Pavillongebäude. Das lasse ich mir nicht ausreden.

Also die Verwaltung wird erleichtert, die Baukostenwerden verringert, die Betriebskosten
werden verringert.

Nehmen Sie an, daß wir 1000 Pfleglinge bei der Provinz haben; wenn wir bei jedem
die Wuhuuug 500 Mark billiger herstellen und ferner an kapitalisiertenBetriebskosten500 Mark
spare», so sparen Sie beim Kurridursysteman jedem Pflegling 1000 Mark. Das macht bei diesen
1000 Kurrigenden 1 Millionen Mark. (Lebhafter Widerspruch.)

Meine Herren! Ich bitte Sie, sich mit dem Beschlusse der Kommissioneinverstandenzu
erklären, der dahingeht; wir wollen diese beideu Frageu ernstlich neben einander prüfen. Ich
persönlich bin überzeugt, daß es mit Leichtigkeit gelingen wird 25"/» der gefamten Baukosten
zu sparen, wcuu wir ein schönes, zweckentsprechendesund auch den modernen hygienischen An¬
forderungen entsprechendes Gebäude mit hinreichender Lüftung uud hinreichendemSonnenlicht
herstellen. Alles das kann in einem zweistöckigenHause ebensogut geschehen, wie im Pavillon.
Die kleinen gärtnerischen Zieranlagen, die zwischen den einzelnen Pavillons unterhalten werden
müssen ohne einen Ertrag zu bringen, die gesamte Rohrleitung — alles das verteuert den
Betrieb ganz erheblich.

Ich bitte Sie also, dem Beschlusse der Kommissionzuzustimmen, in der Absicht, etwas
durchaus Vollkommeneszu leisten, aber gleichzeitigdie Sparsamkeit in angemessenen Grenzen zu
wahren. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann vi-. von Ren Vers: Meine Herren! Ich kann mich doch nicht su

ganz durch diese Ausführungen des Herrn OberbürgermeistersHolle für überwundenerklären.
Der Herr Oberbürgermeisterbegann seine Ausführungen damit, daß er sagte: Ja, unsere

Volksschulen haben auch 30 bis 40 Klasseu, dort siud die Kinder auch zusammen; dort könnte man
deshalb auch von Fcuersgefahr sprechen.

Hierzu muß ich aber bemerken: Dort handelt es sich um Schulen, in denen die Kinder
bei Tage sind, wo Aufficht vorhanden ist, wo sie jederzeit das Hans verlassen können, H^
handelt es sich um Interunte, wo die Kinder anch zur Nachtzeit sind, nicht hörende, schwachbegnbtc
Menschen,wo die Wartung auch nicht jeden Moment »eben ihnen steht.

Der Herr Vorredner führte dann aus: Ja, was wollt ihr denn, in der projektierten
Anstalt sollen doch auch mir einfach taubstumme Kinder untergebrachtwerden, die sind ja garnicht
kraut. Ich habe eben schon erklärt: Diese Kinder sind alle krank. Der Taubstumme leidet an
Vlutarmut, er leidet an Tuberkulose uud an allen möglichenGebrechenneben seinem Hauptübcl.
Es sind also wohl Kranke, und man muß auf diese Personen besondere Rücksicht nehmen.
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Dann verstehe ich auch nicht, wie Herr Holle eben sagen kann: Bei der beabsichtigten
neuen Anstalt kostet der Garten allein soviel. Ja, meine Herren, das ist ein Moment, um die
Kinder gesund zu machen,um sie zu heilen.

Dann kommt Herr Holle auf das Kafernensystem. Er will die Kinder iu der Kaserne
ö°rin lassen. Wir haben aber Gartcnanlagen unbedingt nötig, nm die Kinder zu erfrische» und
zu erhalten. Ich halte es auch nicht für richtig, daß man in der großen Kaserne Speiseküche,
Waschküche uud alles ähnliche unterbringt. Man soll von den kranken Kindern diese Dünste
f«n halten.

Hauptsacheist auch für mich — das muß ich zugeben — der Kostenpunkt. Nun frage
lch mich: wie hoch sind denn die Kosten, wenn wir das eine System oder das andere nehmen.
580 000 Mark sind angefordert. Davon werden durch die jetzt wegfallende Miete, die beinahe
11000 Mark beträgt, durch die hohen Unterhaltungskostendes altcu Gebäudes — ich glaube im
atzten Jahre hat es uns 4500 Mark gekostet — beinahe 300 000 Mark verzinst. Es handelt
sich also nur um die Verzinsung eines Kapitals von etwa 280 000 Mark, und um diese kleine
Verzinsung zu ersparen, glaube ich, darf man uns doch nicht znmutcu, daß wir das erprobte, allseitig
bewährte Pavillonsystemfallen lassen, und zwar wie Herr Holle sagte, hier zum erstenmale fallen
lassen, damit wir auch in Zukunft zum Kaserneubauzurückkehren.

Ich möchte dringend bitten, das nicht zu tun, (Beifall.)
Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeorductcDr. Lucas (Solingen).
AbgeordneterDr. ^ur, Lucas: Meine Herren! Weuu es sich nur um 30000 Mark

handelte, also nm etwa 5 °/n der Gesamtkosten, und bei der Bewirtschaftung auch kein größerer
Unterschied herauskäme, dann verlohnte es sich ja nicht, über die Angelegenheitzu redeu. Aber in
"er Kommissionwaren Zweifel darüber vorhanden, ob nicht bei dem Korridursystem— den Ausdruck
kafernensystem wollen wir lieber vermeiden, weil er der Angelegenheitgleich etwas Anrüchiges
grbt, — dgch vielleicht ganz erheblich geringereKosten heranskämcn, uud da würde es sich doch
verlohnen,einen Voranschlagdarüber aufzustellen.

Meine Herren! Die Kosten der Anstalten sind ja im allgemeinen sehr groß, und es ist
doch vielleicht richtig, auch da einmal zu prüfen, wenigstensbei gewissen Kategorien von Anstalten,
^° es sich nicht so sehr um Heilerfolgehandelt, ob man nicht den angestrebtenZweck auch mit
geringeren Kosten in einwandfreierWeise erreichen kann. Eines ist ja ganz zweifellos: das Pavillon-
lystem besticht und ist viel schöner als das andere. Darüber ist nicht zu reden. Aber man muß
>'ch fragen, ob nicht doch das andere auch seinen Zweck erfüllt, uud zwar wesentlicheinfacher
und billiger.

Wenn die Eltern der Kinder, wie der Herr Landeshauptmann ganz richtig sagte, mit
Freude uud Begeisterungsehen, wie die Kinder in der Austalt untergebrachtsind, dann ist aber
nachher die Traner um so größer, weuu die Kinder wieder aus deu Verhältnissenherauskommen,
^ehr richtig!) Da fragt es sich doch sehr, ob man das Glück der Kinder, die doch später ins
Mie Leben wieder zurück sollen und leider auch müssen, damit fördert, daß sie in der Jugend in
^«hältnissen gewesen sind, die unter keinen Umständen für sie dauernd, erhalten bleiben können.
"t> das ein Glück für die Menschen ist, das ist mir sehr zweifelhaft. Auch vou dem Gesichts¬
punkte ans, würde es sich unter allen Umständen empfehlen,diese Angelegenheitnnd vielleicht auch
'" ähnlichenFällen zn prüfen; vielleicht kommt man dann dazu, das Einfacherenach der Richtung
'in für die Zukunft iu gewiffeu Fällen doch auch wieder vorzuziehen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFusbahn.
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AbgeordneterFusbahn: Meine Herren! Ich meine, man sollte doch einem Antrage
der Kommission, wenn sie einmal den Vorschlagmacht, zu sparen, nnch stattgeben. (Sehr richtig!)

Der Antrag der Kommission bedeutet ja gar keine Ablehnung des Vorschlagesder Ver¬
waltung, Er verlangt nur eine wiederholtePrüfung, und die Sache verträgt eine wiederholte
Prüfung, da diese neue Einrichtung bis znm Jahre 1918 Zeit hat.

Nun sind ja die Vorzüge des Pavillonsystems in lebhaften Farben geschildert wordm.
Aber, meine Herren, an anderen Stellen hat man doch wieder Bedenkengegen das Pavillonsystem
bekommen, und es ist noch gar nicht genug berücksichtigt worden, wieviel teuerer das PnvillonMem
iu der Bedienung und in dem ganzen Betrieb wird. (Sehr richtig!) Wir haben ja darüber in
Düsseldorfbei unseren Krankenanstalten gewisse Erfahrungen, und gerade dort haben wir immer
gefunden, daß die Verteuerung der Kosten im Betriebe wesentlichauf der Zerstreuungder Bauten beruht.

Meiue Herren! Wenn Sie Ihren Betrieb sparsam einrichtenwollen, dann werden Sie
sehr ernstlich erwägen müssen, ob Sie nicht bei den Anstalten, wo es zulässig ist, vom Pavillon¬
system zum Korridorsystem zurückkommen wollen. Mir sind sogar persönlichim Laufe der letzten
Jahre von Männern der WissenschaftErklärungen abgegeben worden, die besagen, man könnte
uubedenklich wieder in geeignetenFällen zum Korridorsystemzurückgehen.

Wenn der Herr Landeshauptmann sagt, wir müssenGärten haben, so ist die Anlegung
von Gärten ebenso möglich beim Korridor- wie beim Pavillonsysteni, Sie gewinnenbeim Korridor¬
system mehr Fläche für Garteuanlageu als bei»: Pavillonfystem,weil Sie nicht mehr soviel Raum
bebauen müssen.

Ich wiederhole: Wenn Ihre Kommission nach reichlicher Prüfung kommt und Vorschläge
macht, zu sparen, dann sollten wir der Kommissionfolgen. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Breuer.
Abgeordneter Dr. Breuer: Als Mitglied der II. Fachkommissionwar es mir leider

nicht vergönnt, gestern der Sitzung beiwohnenzu können. Wenn mir das möglichgewesen wäre,
hätte ich mich doch ganz entschieden für das Pavillonfystem ins Zeug gelegt. Als laug erfahrener
Arzt darf ich Ihncu wohl sagen: Wenn solche schwachbegabten Kinder in Anstalten aufgenommen
werden, so leiden sie, wie der Herr Landeshauptmann sehr richtig sagte, hänfig an schweren Krank¬
heiten, die für das Leben der Kinder sehr gefährlich werden können. Ich erinnere z. B, fpezicll
an die Tuberkulosefürsorge,die ja heute eine so große Rolle spielt, und wo überall diese Fürsorge
eiugeführt ist. Es ist gar keine Frage für uns Aerzte — und die Laien werden das auch wissen -"
daß die Tuberkulose manchmalsehr versteckt und sehr heimlich auftritt und in den allererstenStadien
sehr schwer zu erkennen ist. Ich erinnere z. B. daran, daß sie in der Form von kleinen Haut¬
ansschlägen,von einem kleinen Hnsten usw. auftritt, und daß nachher, wenn die Kinder, ich will
nicht fagen in Kasernen, aber in größeren Bauten untergebracht sind, die Ansteckung viel größer
ist, als wenn die Kinder in einzelneRäume verteilt sind. Ich erinnere daran, wie der He"'
Landeshauptmann sehr richtig sagte, daß, wenn z. B. in großen Gebäuden ansteckendeKrankheiten
vorkommen,die eine fo lange Incnbationszeit haben, sie nicht zur rechten Zeit erkannt werden
können, oder daß, wenn die ersten Fälle auftreten, die anderen Menschen schon mehr oder weniger
angestecktsind. Wenn aber das Pavillunsystemeingeführt wird, wo die Kinder verteilt sind, lassen
sich die ansteckendenKrankheiten viel mehr eindämmen, sie kommen bei weitem nicht so zur Aus¬
dehnung,wie es bei größeren Kasernen oder größeren Bauten der Fall ist. Es ist also gar kelue
Frage, daß das für das Pavillousystem spricht. Wir haben ja von dem Herrn Landeshauptmann
gehört, daß wir eine unserer größere» Anstalten so und fo viel Wochen sperren mnßten. Nun
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möchte ich Sie bitten, mir zu sagen, wenn der Fall einmal vorkommt: wo soll man die Kinder
uuterbringen? Wie würden wir der SeuchenherdeHerr werden?

Dann möchte ich Herrn OberbürgermeisterHolle etwas erwidern, der eben die Volksschule
mit solch einem Gebäude verglich. Der Herr Landeshauptmann hat schon betont — ich möchte es
noch einmal betonen: — das ist ein sehr hinkender Vergleich, In der Volksschule siud gesunde
Kinder, die heute, wie Sie alle wissen, darauf geübt werden, daß sie beim Ausbruch eines Feuers
-- das muß der Lehrer mit den Kindern üben — in einem Zuge so und so rasch das Gebäude
verlassen können. Wenn aber Kinder schwach begabt sind und es passiert etwas in der Nacht, dauu
ist der Schaden ciues Brandes sehr groß. Ich möchte die Verantwortung nicht übernehmen, wenn
cm solcher Brand in der Nacht ausbräche und große Dimensionenannehmen würde.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Mit dem Wunsch, zu sparen wo es möglich

'st, siud wir alle einverstanden, und ebenso stimme ich den Ausführungen des Herrn Fusbahn zu,
°nß der Pruvinziallandtag ja nicht leicht eine Fachkommission dcsavuiert. Ich habe aber doch den
Eindruck gewonnen, als ob vielleicht der Wunsch uach Sparsamkeit die Fachkommission gerade bei
b'csem Punkt auf eine unrichtige Bahn geführt hat.

Meine Herren! Die Frage Korridor- oder Pavillonsystcmläßt sich im allgemeinenschwer
beantworten. Beide Systeme haben ihre Freunde und ihre Gegner. Für das Korridursystcm spricht
natürlich der Kostenpunkt. Aber wornm handelt es sich hier? Es handelt sich nm schwachbegabtc,
taubstumme Kinder. Ich glaube nicht, daß die Provinz in dem weiten Bereiche der Fürsorge
irgendwelche Schutzbefohlene hat, die so bejammernswert sind und für die man in so ausgiebiger
Weise surgen muß. (Sehr richtig.)

Meine Herren! Daß man mit dem besten Bauplan für ein Korridorsystem die Vorzüge
eMes PllUillunsystems nicht erreicht, liegt auf der Hand. Die erwünschte Abtrennuug ist auf diese
Weise nicht durchzuführen. Gerade bei der Eigenart der Kinder möchte ich auch meinerfeitsschon die
sittliche,, Bedenken,die hier vorgebracht worden sind, für so schwerwiegend halten, daß die Mehr¬
kosten von 30 000 Mark uns uicht abhalten dürfen, den Kindern das Beste und Vollkommenstezu
üebeii, was wir zu geben imstande sind. Infolge dessen möchte ich mich meinerseitsfür den Antrag
°°s Pruoiuzialausschusscsaussprechcn. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. vom Rath.
Abgeordnetervom Rath: Meine Herren! Seitdem ich die Ehre habe, dem hohen Hause

"uzugehöm,, haben wir alle Anstalten, die seitdem gebaut wurden find, im Pavillonsystemerrichtet.
Die „wderue Eutwickelung,die die Eiurichtungeu solcher Anstalten erfahren haben, hat uns dahin
geführt. Wir haben auch hier iu diesem Projekt es mit einer Anstalt zu tun, die maschinelle
Zurichtungen bekommen wird. Wir haben dort Dynamos, Transformatoren, eine Keffeleinrichtung
Mr das Erwärmen der Gebändc. Die Wäscheanstaltund die Küche werden durch Dampf betrieben.
<m, wollen Sie das alles nach dem Keller und in das Sunterrain legen oder wollen Sie Anbanten
Machen? Dann kosten die Anbanten so ziemlich das gleiche, wie ein separater Bau.

Ich möchte Sie sehr dringend bitten, der erheblichen Minorität der II. Fachkommission
^technuug zu tragen und dcu Autrag des Provinzialmisschusscsfo auzuuehmcu, wie er Ihnen
"^gelegen hat. (Beifall.)

VorfitzenderSpiritns: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePieeq.
Abgeordnete Piecg: Meine Herren! Ich meine, es könnte nicht oft genug betont werden,

°"ß es sich h^te garnicht um die Frage handelt, ob Pavillonbanten oder Kaferncnbauteu, wie sie
10
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freundlichstgenannt worden sind, ausgeführt werden sollen, sondern es handelt sich hier nm die doch
bei den hohen Provinzialumlagcn wohl berechtigteFrage: Können wir nicht in einem Punkte in
sachgemäßer Weise sparen? (Beifall.) Es ist nicht widerlegt worden, meine Herren, daß wir bis
zum Jahre 1918 für die Fertigstellung des Baues Zeit haben. Wenn nun hier ein Antrag der
Kommissionkommt, noch ein Jahr lang die Vorzüge des einen oder des anderen in diesem Falle
zu überlegen,daun wüßte ich nicht, wie man dagegen sein könnte. (Sehr richtig.)

Meine Herren! Die Wahrheit liegt gewöhnlich in der Mitte, Es sind hier 6 oder 7
Bauten vorgesehen. Der Herr vom Rath hat von der Kücheneinrichtunggesprochen. Ja, meine
Herren, man kaun die Küche auch auf den Speicher legen, gcuau so wie man in Wohnhäusern die
Waschküche,! seit lauger Zeit auf den Speicher legt; dann ist natürlich der ganze Küchengeruch
nicht bemerkbar. Meine Herren, man kann aber auch einen Pavillon bauen, mit 2 Eingängen, den
einen Eingang für die Jungen, den andern für die Mädchen. Man isoliert die Jungen und die
Mädchen nicht etagcnweisc; deuu da köuueu sie allerdings wieder zusammenkommen, souderu man
isoliert sie durch die Mittelwaud. Daun hat mau nicht mehr ein Haus, sundern zwei Häuser-
Genügt Ihnen das nicht, so kauu mau auch noch einmal die beiden Häuser teilen, indem man
zwei weitere Treppen anlegt, dauu hat mau 4 Häuser uuter ciuem Dach; dariu liegt die wesentliche
Ersparnis der Kosten, im Bau, dariu liegt auch eine wesentliche Ersparnis im Betrieb. Denn die
Heizung, die die Pavillons durch die Heiztanälc erhalten, bedingt schon eine gauz große einmalige
Ausgabe, und es kommt natürlich durch den Wärmeverlnstnoch eine sehr große Ausgabe au Kohle»
hinzu, von der Bedicuuug gar nicht zu reden.

Meiue Hcrreu! Nuu möchte ich auf eine Art Krankencmstalteuhinweisen: das sind die
Lungenheilstätten. Ich habe sehr viele gesehen. Meines Wissens habe ich aber noch keine anders
gesehen, als im Kaserncnstil, im Kurridorbau, uud da handelt es sich doch um eine Krankheit
allergefährlichsterArt.

Meine Herren! Gerade diejenigeLungenheilstättein unserer Provinz, die für die woh^
hallendsten Leute eingerichtetist, Hoheu-Hounef, ist nicht im Pavillonstil gebaut, fondern da steht
oben auf der Höhe ein großer stolzer Bau, uud ich habe uie anders gehört, als daß da die Lunge»-
krankeu gesund gewordensind.

Nnn sagt man, der Garten litte darunter. Der Garten leidet gar nicht daruuter. Durch
das Pavillousystem wird der Garten in lanter kleine Teile geteilt, wird also auseinander gezerrt
zum Schaden der frischen Luft.

Nuu meiue Herreu, glaube ich, kommt der ganze Autrag doch daher, daß man bei der
Nauverwaltuug der Proviuz in deu letzten Iahreu, aber auch schon früher, etwas nllznfehrans dem
Vollen gewirtschaftethat. Allzn scharf macht schartig und Druck erzeugt Gegendruck. Wenn nw"
sich die neuereu Anstalten in der ländlichenUmgebung ansieht, ja meine Herren, das find alles
herrschaftliche Villen, die da stehen. Wenu man anstatt dieser teuren Villen mit all den ErkcNl
und Ausbauten wieder das alte auf das Laud passende Banernhnus zu Ehren komme« ließe, wird
man wahrscheinlich weit mehr als 30 000 Mark Ersparnis erzielen. Deshalb halte ich es mit der
II. Fachkommission für absolut notwendig, daß einmal in eine gründlichePrüfung eingetreten wM,
ob sich nicht bei unserem Anstaltswesen, das doch die Hauptkosteuverursacht, ohne Schädigung der
Leute, die in den Anstalten sind, die Kosten des Baues und des Betriebes erheblich einschränken
lassen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird uicht weiter gewünscht. Ich schließe die Ver¬
handlung und frage, ob der Herr Berichterstatter das Wort wünscht.
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Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung,und zwar liegt erstens vor der Vorschlag

des Proviuzilllnnsschussesund dann der Abänderungsvorschlagder II. Fachkommission.
Wir werden über den Antrag der II. Fachkommissionabzustimmenhaben: Diejenigen

Herren, die für den Antrag der II. Fachkommission sind, siud demnach gegen den Autrag des
Provinzmlllusschusses und umgekehrt.

Ich bitte also die Herren, die für den Antrag der II. Fachkommission stimmen wollen,
also die das Korridorsystcm — (Rufe: Nein! Rufe: Prüfen!) die das Kurridorsystembelieben,
mdeß eine Prüfung durch deu Provinzialcmsschußuuch vornehmenwollen — das ist doch die Sach¬
lage — (Rufe: Nein! Ruf: Zur Geschäftsordnung!)

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterHolle.
AbgeordneterHolle: An Hand des Konkurrenzprojekts,welches auf dem Korridorsystem

beruht, uud auf Grund des jetzt vorliegende«Projektes soll dann ein Bericht des Provinzialaus-
ichusscs erstattet werden, uud im nächsten Jahre soll sich der Provinziallmidtag darüber entschließen,
°b er in diesem Falle das Korridor- oder das Pavilluusystem wählt. Lediglich dahin geht der
Antrag der Fachkommission. Er legt sich auf kein System fest. Die Entschließung lautet also
"ahm, die Sache zu vertagen zwecks Aufstellung eines Konkurreuzkostenauschlagcs.

VorsitzenderSpiritus: Meine Herreu! Der Antrag ist klar uud deutlich iu der Druck-
>ache Nr. 36 von der II, Fachkummiffiouniedergelegtund deckt sich im weseutlicheu mit dem, was
Herr AbgeordneterHolle sagt. Also diejenigen Herren, die für den Autrag der II, Fachkommission
Mmmen wollen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit. Der Antrag
^ II. Fachkommission ist also angenommen.

Wir verhandeln nunmehr über Nr. 11 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungen
und anderen persönlichen Ausgaben für die
^. bei der Landes-Versicherungsanstalt Rhciuproviuz,
L. bei den Schiedsgerichten für die Arbeiterversicherung

beschäftigten Pro vinzinlbeamten.
Da der Herr BerichterstatterVeltman verhindert ist, hat der Herr Abgeordnete Dr. Oehler

as Referat übernommen. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Besoldungender Beamten bei der Landes-VersicheinngscmstaltRheiuprooin? und bei deu Schieds¬
gerichten für die Arbciterversicherungsieht Mehrausgabe« vor. Es sind bei der Versicherungsanstalt
N? ^^o°nf vorgesehen 955 200 Mark gegen 896 800 Mark, im laufeuden Jahr mehr 58 400
^ark, bei den Schiedsgerichten160 700 gegen 150 500 Mark, im laufeuden Jahre also 10200
^cark mehr.
. Diese Mehrausgabe!! sind bedingt durch zweierlei: einmal durch die Steigerung der Be¬
dungen bei den einzelne!! Beamten infolge Gewährung von Altersznlagen, und zweitens dadurch,
^aß iu mehrere« Beamtenklnssendie Zahl der Beamten vermehrt werden muß. Dieses Anwachsen
h" ^wmtenzahl hängt damit zusammen,daß sich die Geschäfte bei der Landes-Versicherungsanstalt
IM ^'"p"vimz sowohl, wie bei den Schiedsgerichtenvon Jahr zu Jahr naturgemäß steigern. Es

pt sich nu„ natürlich schwer nachprüfen,ob gerade in diesem Umfangeeine Vermehrungder Beamten
° wendig ist, wie sie hier vorgeschlagen wird. Zu wünschen ist, daß von der Direktion eingehend

spulst wird, ob die Vermehrung nötig ist, wenn auch eine Mehrbelastung des Pruuinzialuerbandcs
10*
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an sich dadurch nicht eintritt, denn der Provinzialverband wird überhaupt uicht durch diese Aus¬
gaben belastet. Die Ausgaben werden gedeckt einmal aus den Einnahmen der Versicherungsanstalt
selbst, zweitens von den RheinischenlandwirtschaftlichenBcrufsgenusscnschaften.

Namens der I. Fachkommission empfehleich Ihnen unveränderteAnnahme des Hanshalts-
plaucutwurfs, wie er Ihnen vorgelegt ist.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe sie und stelle die
Annahme des Antrages fest.

Es folgt Nr. 12 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwal-
tuugZkosteu des Gcnusseuschaftsvorstaudes der Rheinische» landwirtschaft¬
lichen Verufsgenossenschaft.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Limbonrg.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Limbourg: Meine Herren! Die Verwaltnngskosteudes

Gcnusseuschaftsvorstandes der laudwirtschaftlichcn Berufsgenussenschaft haben im vorigen Jahre betrage»
209 500 Mark, und werden in diesem Jahre veranschlagtzu 215 700 Mark, also mehr 6200 Mark.
Der Mehrbetrag stützt sich im wesentliche« auf die rcglementmäßigen Zahlungen der Gehaltserhöhungen.
Der Haushaltsplan ist in allen seinen Teilen einer Prüfung unterworfen worden und gibt zu Aus¬
stellungenkeine Veranlassung. Es wird vorgeschlagen, den Haushaltsplan in Einnahme und Ausgabe
balanzierend mit 215 700 Mark feftznsetzcn.

Vorsitzender Spiritus: Ich stelle fest, daß der Haushaltsplau l'eiueu Widerspruchfindet-
Wir kommen zu Nr. 13 der Tagesordnung:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst

Anlage ^,) Voranschlag für die Pruviuzial- Wein- und Obstbauschule
zu Trier,

Anlage L) Voranschlag für die Provinzial- Wein- und Obstbauschnle
zu Kreuzuach,

Aulage <I) Voranschlag für die Provinzial-Wcin- und Obstbauschule
zu Nhrweiler.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr, A, von Nell.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Nell: Meine Herren! Der Haushaltsplan f^

die Verwaltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitennnf Seite 246 Drucksache 1 schließt «>
Einnahme und Ausgabe ab mit einem Betrage von 1383 905.45 Mark gegenübereinem Betrage
von 1358 250 Mark im Vorjahre, also mit einer Mehransgabe von 25 655 Mark. Vtt
Titel I, 7 ist eine Mindereinnahmevon 886 Mark zu verzeichnen, die durch gcriugereZiuseiuuahme
aus dem bei der Landesbank angelegten Westfonds hervorgerufenwerden. Dieser Mindereinnahme
steht auch eine Minderansgabe in gleicher Höhe gegenüber. Ueber den Westfonds selbst nnd die
Verwendung der aus diesem Fonds fließende»Gelder für landwirtschaftlicheZwecke und für Unter¬
stützung der Wasserleitungensind in der Kummissionssitznng eingehende Mitteilungen gemacht worden»

Ueber die hierbei gepflogenen Verhandlungen nnd die Anträge der Kommissionwird dem
hohen Hanse beim nächfteuPunkt der Tagesordnung noch besondersBericht erstattet werde».

Die Mehrbeträge, die für den landwirtschaftlichen Hanshaltsplan erforderlich sind, grüudcu
sich zunächst auf die Zuschüsse iu Höhe von 10 000 Mark für die inzwischen nen eingerichteten
Winterschulenzu Lindlar nnd Nicderbieber, sowie auf die Zuschüsse für die in diesem Jahr noch



51, Rheinischer Proviuziallandtag, 3. Sitzung am 8. März 1911. 77

einzurichtenden Schulen zu Kempen und Kreuznach. Des Weiteren erfordern diese Einrichtnngen
noch Mehrbeträge für die Ruhegehälter uud die Witweu- und Waisengelder von insgesamt 2724
Mark, wie dies im Titel I, 1 und 2 der Ausgabe nachgewiesen wird.

An Zuschüssen an den Pensionshanshaltsplan sind für die Landwirtschaftsschulenzu Vit-
b»rg und Eleve, wie Titel I, 4 zeigt, 1064 Mark mehr erforderlich;und zwar durch die Anstellung
weiterer Lehrer und für die Neuregelung des Wohnungsgcldzufchuffes.Bei Titel I, 7 der Aus-
Labe zeigt sich eine Erhöhung von 3000 Mark, die im wesentlichen durch Mehraufwendungenfür
Besoldungen der Weinbanwanderlehrer und für die Anstellung eines weiteren Tierzuchtiuspektors
herbeigeführt worden ist. Der Mehrausgabe für Unterhaltung der Gcbäulichkcitendes Gutes
Desdorf mit 198 Mark steht eine gleiche Mehreinnahme des Gutes gegenüber.

Die Provinzilll-Wciu- uud Obstbauschuleuzu Trier, Kreuznach und Ahrweiler, deren
Haushaltspläne in besonderen Anlagen hier aufgestellt find, erfordern — abgesehen von einer kleinen
-"iehrciunahme, dem Zuschuß in Höhe von 300 Mark, den die Stadt Trier leistet, und dem
Mehrcrtrag aus der Weiurebschule der Anstalt zu Ahrweiler in Höhe von 200 Mark — Zuschüsse
w gauzeu die Anstalt zn Trier 5295 Mark, zu Kreuznach2487 Mark, zu Ahrweiler 1872
Mark, welche Ausgaben wesentlichhervorgerufenworden find durch Mindererträge der Weinberge
zu Trier uud Kreuznach, durch Frostschäden uud schlechtes Wetter, durch die Bearbeitung der
Weinberge, die inzwischenherangewachsen sind, sonne auch für Unterhaltung der Geräte und für
Schreibhilfeund schließlich für Obstbauknrse;diese letzteren haben sich auf's beste bewährt.

Bei der Schule zu Trier ist für die Neuaulcigedes Gartens ein Betrag von 1000 Mark
emgeftellt worden. Diese Neuanlage ist notwendig gewordendurch deu nunmehr errichtetenNeuban
°er Anstalt. Insbesondere soll einer Anregung des Herrn Vorsitzenden des ObstbanauSschnsscs der
^andwirtschaftskammerFolge gegeben werden, diesen Garten höher zu legcu.

Für die Schule in Kreuznach tritt bei Titel I, 4 als neuer Ausgabeposten hinzu das
Gehalt des Gartenanfsehers mit 1350 Mark. Diese Anstalt besitzt, wie uns durch den Vertreter
^s Herrn Landeshauptmanns mitgeteilt worden ist, zwei Gärten, uud zwar einen kleineren von

aa an der Anstalt selbst uud eiuen etwas weiter abgelegenenGarten von 5 Ka. Der Garten-
"lfsehcr soll insbesonderedie praktischen Arbeiten der Schüler beaufsichtigen. Für Heizung und
-"elenchtmig erfordert diese Schule einen Mehrbetrag von 200 Mark infolge der gesteigerten Preise
dn Materialien.

Für die Erweiterung des Internats bei der Anstalt zu Ahrweiler ist eine höhere Schüler-
ZM uvrgcsehen. Während bisher uugefähr 20 Schüler dort untergebracht wurden, weist jetzt die
schule deren 25 auf. Der Mehreinnahme an Schulgeld steht eine erhöhte Ausgabe für die
Beköstigung gegenüber.
. Die Fachkommission hat deu Hanshaltsplan nebst seinen Anlagen aufs eingehendste geprüft,
lym zugestimmtund bittet das hohe Hans um unveränderte Annahme.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Antrag gehört. — Es erfolgt kein Widerspruch.
>öch stelle fest, daß Sie diesem Antrage zustimmen.

Meine Herren! Es dürfte sich nuu fragen, ob wir die Sitzung abbrechen oder noch weiter
«handeln wollen. Von verschiedenen Seiten ist mir der Wunsch vorgetragen worden, daß wir

"brechen möchten. Es ist ^ 3 Uhr vorbei, und es müssen noch die Vorbesprechungen für Düssel-
°rf und Cöln wegen der Ausschußwahlcnstattfinden. Auch die Kommission für das Ständefest
""b "°eh eine Sitzung abhalten. Deshalb wäre es doch sehr erwünscht, wenn wir jetzt abbrächen
" den Rest auf die morgige Tagesordnung übernähmen. Aber ich bitte um Ihre Entschließung
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Wünschen Sie, daß wir weiter fortfahren oder daß wir jetzt abbrechen? (Zustimmung,und Wider¬
spruch,) Wünschen Sie das Wort? — Diejenigen Herren, die jetzt Schluß macheu wollen,
bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das dürfte die Mehrheit sein. Ich stelle daher fest, daß
die Sitzung jetzt geschlossenwerden soll.

Nun gestatten Sie mir, Ihnen die Tagesordnung für die morgige Sitzung in Vorschlag
zu bringen.

Meine Herren! Znuächst möchte ich Ihnen noch folgendes mitteilen:
Sie haben in der letzten Plenarsitznng beschlossen, den Termin für die Wahlen zum

Provinzialausschuß auf den kommenden Freitag festzusetzen.Nun find aber mehrereHerren da, die
am kommenden Freitag zur Beerdigung des Bischofs von Münster fahren wollen. Diese haben
mich gebeten, daß wir den Beschluß, die Ausschnßwahlenam Freitag vorzunehmen, abändern und
die Wahlen auf die Tagesordnung für Samstag setzen. Da Sie aber einmal den Termin ans
Freitag festgesetzt haben, so muß ich Sie formell fragen, ob Sie dem zustimmen, daß wir die
Äusschuhwahlenauf den Samstag legen. (Zustimmnug.) Das hat ja feine Bedenken; die Wahlen
werden also auf die Samstags-Tagesordnung komme».

Dann würde es sich um die Tagcsorduung für Douuerstag handeln. Das wäre natürlich
zunächst der Rest der heutigen Tagesordnung uud dann folgende Gegenstände:

1. Eingänge.
2. Antrag der IV. Fachkommission,betreffend:

I. Erhöhung der Mittel zur weiteren Unterstützung der Herstellungvon Wasserleitnngenund
II. Bitte an die Königliche Staatsregiernng um Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Erleich'

terung der Durchführung von Iusammenleguugeu.
3. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialcmsschusses,betreffend

die Verlängerung des zwischen dem Provinzialverbandc der Rheinpnwiuz und der Landwirt-
schaftskammerder Nheinproviuz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaft¬
lichen WinterschulenabgeschlossenenVertrags.

4. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltnngstosten der Provinzial-
Fcuerversicheruiigsnnstaltder Nheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1911 bis
31. Dezember 1911.

5. Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Erlaß einer neuen Satzung für die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder Nheinprovinz,

6. Autrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Uebernahmeweiterer Verfichernngszweige.

7. Antrag der IV. Fachkommifsion zn dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
I. die Errichtnng einer landwirtschaftlichen Winterschulein Kempen im Kreise Kempen,und

II. die Angliederung einer landwirtschaftlichenWinterschule an die Proviuzial-Wein- und
Obstbauschuleiu Kreuzuach.

8. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung von Beihilfen zur Regulierung der unteren Wuppcr, der Kalflack und des
Saynbaches.

9. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
Stellunguahme des Provinziallandtages zur Gründung einer Zwangsgeuofsenschaftzum Zwecke
der Regelung der Vorflut und der Abwässerreinigungim linksrheinischenIndustriegebiet a!N
Niederrhein.
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IN. Antrag der IV. Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentschädignngeninfolge:

a) von Rotz nnd Lnngenseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffenddie Abwehr-
und Unterdrückungvon Viehseuchen, und AusführungZgesetz vom 12. März 1891),

K) von Milz- und Nauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung
für an Milz- und Rauschbmud gefalleneTiere)

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
11. Antrag der IV. Fachkummiffionzur Petition des Theodor Franken in Goch, betreffendGe¬

währung von Entschädigungenfür au Rauschbmud eingegangene Pferde.
12. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Laudesbank

der Rheinproviuz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
13- Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Abänderungdes Reglements, betreffend die Fürsorge für die Witwen und Waisen der Provinzial-
bcamten der Rheinprovinz.

14. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan
n>) Zur Zahlung von Ruhegehältern:c. an Provinzialbcamtc und von Witwen- und Waiseu-

geldern sowie Uuterftützungenan deren Hinterbliebene,
K) zur Zahlung von Invalidcngclderu (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldern

an nicht ruhcgehllltsberechtigte Angestelltennd Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
o) über die Di-, Klein-Stiftuug

^ für das Nechuungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
^- Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Kanzleibeamten der Prouinzialvcrwaltung und

ber aus dem Militäranwiirterstande heruorgegangenenProvinzialstraßenmeister, welche die An¬
rechnung der Militärdienstzeit anf das Bcsuloungsdienstalternach den Bestimmungender Aller¬
höchsten Kabinettsordre vom 22. März 1909 beantragen.

'- Antrag der I. Fachkommission zur Petition des pensioniertenProvinzialstraßenaufsehersIske in
Virkcsdorf,Kreis Düren, welcher um unverkürzte Zahlung seiner Zivilpension (ohne Abzng der
Militärpcnsiou von jährlich 252 Mary aus Provinzialfonds bittet.

7- Antrag der vereinigten II. und IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
nusschnsfes,betreffend den Erwerb von Oedläudereien zwecks Melioration durch Korrigcudeu
ber Proviuzial - Arbeitsaustalt uud späterer Verwendung der meliorierten Gelände znr inneren
Kolonisation.

' Antrag der II. Fachkommissionzu deu Haushaltsplänen der Provinzial-Vlindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den Unterstützungs-
fvnds für Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

' Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
das Gesuch des Zeutralvorstaudes des Oberlinvereins zu Nowawes vom 22. Dezember 1910

20 m" ^ Beihilfe zum Bau eines deutschen Taubstmnmbliudenheims.
' Antrag der II. Fachkommissionzn dem Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Be-

"'fsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie über den Fonds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911

2; b's 31.. März 1912.
" ' 7"trag der I. Fachkommission zn dem Bericht nnd Autrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Bewilligung von Beihilfen zur Befcitiguug der Hochwasserschäden im Ahrtal.
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22. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
der Heuammenlehranstaltenzu Cöln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911
bis 31. März 1912.

23. Antrag der II. Fachkommissionzu den Hanshaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege-
anstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhansen, Grafenberg, Iohannistal und Merzig für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

24. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend den Ban und die Eröffnung der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Vedburg
bei Cleve.

25. Antrag der II. Fachkommission zur Petition der Pfleger der Heil- und Pflegeanstalt Düren
um Erhöhung des Lohnes und der Mietsentschädigung, um Versicherung bei einer Unfall¬
versicherungsgesellschaft fowie um definitive Anstellung.

26. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 uebst Voranschlag für die Prooinzial - Pflegeanstalt
zu Cüln-Liudenthal für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

27. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan der Provinzial - Arbeitsanstalt zu
Brauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

28. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan des Laudarmenhanses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

29. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
uud Wohltätigkeitsllnstalten,sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln ans der Nheinprovinz, welche bezw.
deren Angehörigekeinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungsjahrvom
1. April 1911 bis 31. März 1912.

30. Antrag der II. Fachkommission zn dem Hanshaltsplan für die Verwaltung des Landarmen-
wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

31. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfunds und des
Ehrenbrcitsteiner allgemeinen Armcnfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis
31. März 1912.

32. Antrag der II. Fachkommission zn dem Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre 19^
erfolgte,,Bewilligungenvon Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes w'»
2. Juni 1902, betreffeud die Ueberweisung weitererDotatiousrcnteu an die Provinzialverbündc.

33. Antrag der III. Fachkommissionzu der Petition des Kreisausschussesdes Kreises Ncuwicd
auf Bereitstellung eines Beitrages bis zu 47 000 Mark zur Verleguug der Provinzialswße
beim Dorfe Irlich unter gleichzeitiger Herstellung einer neuen Brückeüber die Wied.

Es ist also eine sehr reichhaltigeTagesordnung. (Heiterkeit.)
Es wird sich nun fragen, um welche Stunde Sie die Plenarsitzung belieben. Die I. 3°^

tummission muß morgen Vormittag noch eine Sitzung halten, wir werden also doch nicht vor H M
beginnen können. — Also um 11 Uhr, meine Herren, wenn Sie damit einverstandensind. (Zu¬
stimmung.)

(Schluß 2 Uhr 45 Minuten.)
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